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T SDeutſcher Heeresbericht.

Großes Hauptquartier, 14. November 1917. (W. T. B.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Keine größeren Kampfhandlungen. Jn Flandern lebte dasArtilleriefener erſt am Abend wieder a. am bei Dir
muide und nördlich von Pasſchendagele erhebliche Stärke an.

Oeſtli iegsre i ſondere er vlat und mazedoniſche
Jtalieniſche Front.

In den Sieben Gemeinden erſtürmten unſere Truppen tie
verſchneite Höhenſtellungen der Jtaliener öſtlich
und das Panzerwerk anf dem Mte. Liſſer. Primolano und
Feltre ſind in unſerem Beſitz. Längs deüherieſuer ſ ſitz nung r unteren Piave

Zur Lage in Jtalien.
Die offiziöſen Berichte beſagen, daß der Vormarſch unauf-

haltſam weitergehe. Weitere Höhenſtellungen wurden ge
nommen. Jm öſterreichiſchen Bericht wird mitgeteilt: Die
Truppen des Feldmarſchalls Conrad haben in den letzten Tagen
über 2500 Gefangene eingebracht. Jm CordevoleTal wurde
ein italieniſches Regiment aufgerieben und zur Waffenſtreckung
gezwungen. Wir führten einen Oberſt, vier Stabsoffiziere
und 4000 Mann als Gefangene ab.

Die offene Stadt Venedig. Aus dem italieniſchen Haupt
quartier melden die Daily News: Um den Feinden jeden
Schatten des Vorwandes zu nehmen, Venedig als Feſtung oder
als Teil der italieniſchen Verteidigungsanlagen anzuſehen, iſt
es jedermann verboten, in Uniform die Stadt zu betreten.
Die übrige Bevölkerung wurde, aufgefordert, auf Staatskoſten
die Stadt zu verlaſſen.

n Mailand wird gegenwärtig eine große Armee ausita iſen und engliſchen Eihelen uſammen
eſtellt. Jn der Stadt treffen Scharen von Flüchtlingen aus
em Kriegsgebiet ein. Die Panik wächſt. Den Baſler Nach

richten zu ſchreibt die Gazetta Ticineſe, eine raſche Gegen
offenſive der Italiener ſei ausgeſchloſſen. Jtalien habe ein
Drittel ſeiner Artillerie verloren. Weiter ſei auch nicht mehr
auf die Moral der Truppen zu hoffen. Italien könne nur dann
Widerſtand leiſten, wenn es alle kriegfeindlichen Regungen
niederhalte.

Die verlorenen italieniſchen Provinzen zählen die Blätter
wie folgt auf: Von den acht Provinzen des Landesteiles
Venetien habe Jtalien bereits die größte, UNdine, mit
rund 6600 Quadratkilometer und 628 000 Einwohnern voll
ſtändig verloren; ebenſo dürften die Provinzen Belluno
und Treviſo mit rund 3400 Quadratkilometer und 491 000
Einwohnern, zuſammen alſo rund 10000 Quadratkilometer
mit über eine Million Einwohnern für Jtalien verloren ſein.
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Neber zwei Millionen Kriegsgefangene in Deutſchland. Die
Zahl der Kriegsgefangenen in den deutſchen Gefangenlagern
hat die zweite Million überſchritten. Die noch auf dem Trans-
port befindlichen Gefangenen ſind in dieſer Zahl nicht ent-
halten, ebenſo nicht die in Quarantäne liegenden und die durch
Austauſch abgegangenen Gefangenen. Auch die Gefangenen
der Verbündeten ſind nicht mitgezählt.

Die Luftangriffe auf Deutſchland.

Amtlich wird gemeldet: Berlin, 183. November. Unſere
Gegner benutzten die meiſt günſtige Wetterlage im Oktober zu
19 größeren Angriffen auf das luxemburgiſch-lothringiſche Jn
duſtriegebiet und 14 Angriffen gegen die Städte Stuttgart,
Trier, Koblenz, Dortmund, Tübingen, Frankfurt a. M.,
Pirmaſens ſowie mehrere Städtchen in der Pfalz, in Baden
und im Rheingau. Bei den Angriffen auf die Jnduſtriegebiete
an der Saar und Moſel blieb der angerichtete Schaden durch
weg gering. Betriebsſtörungen, auch nur von kurzer Dauer,
wurden nicht ein einziges Mal hervorgerufen. Der lange Zeit
vorher in der Auslandspreſſe angekündigte Maſſen angriff
auf Weſt und Süddeutſchland gelangte in der Nacht vom
2. zum 8. Oktober bei ſehr günſtiger Wetterlage zur Ausfüh-
rung. Dem Angriffe fielen 2 Tote und 15 Verletzte
zum Opfer; im übrigen blieb er bis auf geringen Sachſchaden
völlig wirkungslos. Die anderen Angriffe auf das Heimats-
gebiet verurſachten bis auf zwei leichte Beſchädigungen an
Bahngleiſen keinerlei militäriſchen Schaden und nur unbe-
deutenden Schaden an Privathäuſern. Durch die Angriffe
wurden im ganzen 17 Perſonen getötet und 76 meiſt leicht ver
letzt, darunter 14 Kriegsgefangene. Zwölf der an dieſen An-
griffen beteiligten Flugzeuge wurden entweder brennend ab-
geſchoſſen oder durch unſere Ab wehrmaßnahmen zur Landung
gezwungen; ein feindliches Flugzeug, das ſich völlig verirrt
hatte, landete in der Schweiz und wurde interniert. Den wirk-
ſamen Maßnahmen unſeres Heimatluftſchutzes i es zu danken,
daß auch in dieſem Monat die Hoffnung der 7 einde auf die
Zerſtörung friedlicher deutſcher Städte und die Vernichtung
unſerer Rüſtungsinduſtrie vereitelt wurde.
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„Die Bande von Verrätern.“
Engliſche Läſterung der ruſſiſchen Revolution.

London, 13, November. (Reuter.) Amtliche Kreiſe in
London können die Bande von Verrätern, die zeitweilig in
Petersburg die Oberhand bekommen haben, nicht anerkennen

Iſt das die Antwort der engliſchen Regierung? Es ſoll wohl
ein Vorfühlen gewiſſer Kreiſe ſein, die den Krieg um jeden
Preis fortſetzen wollen.

t nnnnnecrrrerrreW erEntentereden für weiteren Krieg

Painlevé, der franzöſiſche, und Lloyd Georzge, der
engliſche Machthaber, haben ſich zu der neuen Kriegslage ge
äußert, die durch das Ausſcheiden Rußlands und den italie-
niſchen Zuſammenbruch geſchaffen worden iſt. Sie beharren
gleichtwohl unbedingt auf dem Kriegswillen. Painleveé ſagte:

„Diejenigen, welche unter den gegenwärtigen Umſtänden an
Frieden denken, verraten die heiligſten Jntereſſen des Vater-
landes und der Menſchheit. Ein derartiger von der Welt
unter der triumphierenden Drohung des preußiſchen Militaris-
mus angenommener Friede wäre ein Friede der Demütigung
und des Elends. Nein! Die Parole iſt: Kampf und nur
Kampf bis zu jenem Tage, wo ſich auf dem Schlachtfelde das
Recht triumphierend erheben wird!“

Lloyd George hielt in Paris eine Rede, in der er
ſagte: Die Mißerfolge, die die Alliierten in Serbien, Rumänien
und Rußland ebenſo wie in Ftalien erlitten hätten, ſeien die
Folge, daß die Alliierten vier Kriege anſtatt eines einzigen
geführt hätten. Es würde zu nichts führen, die ganze Trag-
weite des Unglückes in Italien nicht zu erkennen. Das Maß,
in dem verhindert werden kann, daß aus dieſem Unglück eine
Kataſtrophe werde, hängt von der mehr oder weniger ſchnellen
Art und Weiſe ab, mit der wir durch Handeln die notwendige
Einheit aller Fronten zur Tatſache machen. Der Krieg wurde
durch den Partikularismus verlängert und wird durch die Ein
heit abgekürzt werden. Jch gehore nicht zu denjenigen, die an
Rußland verzweifeln, aber ſelbſt wenn man an Rußland ver-
zweifeln müßte, bleibt mein Glaube an den endgültigen
Triumph der Sache der Alliierten unerſchütterlich.
Dieſe Kriegsreden liegen durchaus in der Richtung, wie die
imperialiſtiſchen Machthaber die Kriegsfrage ſehen. Aber ſie
klingen ſehr gekünſtelt und verraten doch, daß in abſehbarer
Zeit an Verſtändigung gedacht werden muß. Ob dazu erſt noch
ein Druck der eigenen Völker notwendig wird, hat ſich
zu zeigen.

Auch Wilſon für Kriegsgewinnung!
Buffalv, 12 November. (Reuter) Auf der Jahresver
ſammlung der amerikaniſchen Federation of Labour
(Gewerkſchaften) hielt Präſident Wilſon eine Rede, in
der er u. a. ſagte: Dies iſt der letzte und entſcheidende Kampf
zwiſchen dem Machtprinzivp und dem Freiheits-
prinz ip. Der Krieg wurde von Deutſchland begonnen. Die
deutſche Regierung ſtellt das in Abrede, aber ich warte ruhig
das Urteil der Geſchichte ab. Deutſchland hatte ſeinen Platz
an der Sonne. Warum war es nicht zufrieden? Was will
es noch mehr? JFch glaube wohl, daß der Geiſt der Freiheitdas deutſche Voli durchdringen kann, wie jedes andere Volk,
aber er verträgt ſich nicht mit den Plänen der Alldeut-
ſchen. Deutſchland will immer wieder mit uns über
den e ſprechen. Belgien, Nordfrankreich und
ElſaßLothringen, über die es ſprechen will, ſind zwar ſehr
wichtige Gegenſtände, aber ſie treffen nicht den Kern der
Sache. Wenn die Karte von Europa ſo bleibt, wie jetzt, wird
Deutſchland immer in der Lage ſein, den Weltfrieden zu
ſtören. Deutſchland will die ganze Welt politiſch beherrſchen.
Ein derartiger Ehrgeiz hat ſchon früher mehrmals beſtanden
und wurde auch teilweiſe verwirklicht. Aber nie zuvor iſt ein
ſolcher Ehrgeiz auf einem ſo genau ausgearbeiteten wiſſen-
ſchaftlichen Plan zur Erreichung der Vorherrſchaft aufgebaut
worden. Jch bin überraſcht, daß es Gruppen von Menſchen
gibt, wie im Augenblick gewiſſe Kreiſe in Rußland, die glauben
können, daß ſie ohne Gefahr von Seiten Deutſchlands würden
leben können. Jch habe nichts gegen die Beſtrebungen der Pazi-
fiſten einzuwenden, nur gegen ihre Einfalt. Sie wiſſen nicht,
wie man zum Frieden gelangen kann; ich aber weiß es.
Wilſon ſagte zum Schluß, daß er in der Perſon des Oberſten
Houſe einen der größten Friedensfreunde nach Europa ge-
ſchickt habe, aber nicht, um über den Frieden zu verhandeln,
ſondern um zu ſehen, wie der Krieg gewonnen wer-
den kann.

Painlevé ſchon abgetan!
Ein Hoffnungsſtrahl ans Frankreich?

Paris, 13. November. (Havas.) Nach Beſprechung von
Interpellationen über die diplomatiſche und militä-
riſche Lage nahm die Kammer mit 250 gegen 192 Stim-
men eine Vertrauens- Tagesordnung für die Regierung an.
37 Schluß der Kammer trat das Miniſterium zu-
rück.

Der Regierungsrücktritt kommt nicht überraſchend. Dieſer
Schritt wurde notwendig weil die Mehrheit für die Regierung
in unaufhaltſamem Schwund begriffen iſt. Zwar wurde das
Vertrauensvotum noch glücklich mit etwas über 50 Stimmen
durchgedrückt, aber niemand tänſcht ſich, daß Painlevé ver
ſchwinden muß. Seine Regierung hat nicht die Kraft, die
Vourgevoiſie für die Kriegführung zu begeiſtern, ſo daß ſie
keinen ſichern Regierungsblock halten kann. Ob der Regie-
rungsrücktritt beſſere Ausſichten auf ein Hinlenken zur Frie
dens politik eröffnet, iſt freilich noch nicht zu erkennen.
Sicher war nur, daß die Regierung VPainlevé für die weitere
Staatsführung nicht in Frage komme. Es iſt nicht ausgeſchloſſen,
daß Painlevé in einem neuen Kabinett verbleibt, doch wird es
wohl eine andere Führung und Zuſammenſetzung bekommen.
Man behauptet, Clemenceau ſei der kommende Mann. der
freilich verſuchen wird, noch einmal eine gigantiſche Krieg-
führung“ aufzutakeln. Daran wird anch er ſcheitern. Auch
Briand ſoll wieder als Retter gedacht ſein, doch das wäre nur
cin Fortwurſteln ohne Aenderung. Die Sozialiſten haben
Painlevé ſcharf bekämpft. Ob ſie eine neue Regierung unter-
ſtützen werden, iſt nicht abzuſehen. Die regierungsſozialiſtiſche
Rechtsmehrheit will ja energiſche Kriegführung, um zum Frie
den zu kommen“, aber ſie wird ſich bald überzengen, daß das
Fehler und ein Verbrechen wäre. Auf der Tagesordnung ſteht
ſetzt die Lebensfrage der Arbeiterklaſſe:

Zuſtimmung zu Friedensverhandlungen!

Wer dagegen handelt, ſchneidet ſich ſelbſt den Lebensnerv im
Proletariat und in der ſozialiſtiſchen Jnternationale ab.

Eine neuere Meldung beſagt: Paris, 18. November. Die
Regierung forderte die Vertagung der Jnterpellationen
über die gerichtlichen Zwiſchenfälle. Die Kammer lehnte die
Vertagung mit 272 gegen 186 Stimmen ab und brachte hier-
durch die Regierung in die Minderheit.

Kampf um Frieden.
Zur Lage nach dem ruſſiſchen Angebot.

Das ruſſiſche Angebot auf einen ſofortigen Waffen-
ſtill ſtand und unmittelbare Verhandlungen für einen
Frieden ohne Annektionen iſt eine Tat, die ſich in
das weitere Geſchehen tief eingräbt und nicht mehr ausgelöſcht
werden kann. Das bleibt richtig, ſelbſt wenn es wahr ſein
ſollte, daß die neue proletariſche Regierung dies Angebot noch
nicht förmlich an die Mächte erlaſſen, ſondern das Ganze vor
erſt der Beſchluß des Kongreſſes der Arbeiter und Soldaten
räte geblieben ſei. Die neue Regierung kann gar nicht anders,
als den Beſchluß zu dem ihren zu machen, ja, ſie hat ja unter
dieſer Parole überhaupt die Macht ergriffen. Fraglich iſt nur,
wie weit der Kampf um die Sicherung der Macht gediehen und
ob er mit dem vollen Erfolge endet. Das einzig Sichere, das
aus den Nachrichten und Gerüchten hervorgeht, iſt, daß zurzeit
noch ſchwere Kämpfe hin- und herwogen. Ueber den Aus-
gang des blutigen Ringens widerſprechen ſich die Meldungen
in kraſſeſter Form. Die Militärmacht, die Kerenſki im Bunde
mit Kornilow und dem Koſakengeneral Kaledin hinter fich ge
bracht hat, ſoll die Truppen der proletariſchen Revolution ge

ſagen haben und in Petersburg eingezogen ſein. So melden
die trüben Quellen der Reaktions- und Kriegsfreunde. Das
Umgekehrte, den Sieg der Revolutionsſoldaten über die Reak-
tionsregimenter wird in letzter Stunde behauptet und kund-
gemacht. Verbürgt iſt nichts. ſo daß man weiteres abwarten
muß.

Aber ſelbſt wenn das Unglückſeligſte geſchähe, daß der reak-
tionären Militärgewalt ein Schlag gelänge, ſo wäre die Macht
der Sowjets weder gebrochen noch vernichtet. Dieſe prole-
tariſche Revolutionsorganiſation wurzelt viel zu tief im Volke,
um zerſtört werden zu können. Und ihre Grundſätze: Waffen-
ſtillſtand! Frieden! Verſtändigung? Völkerſelbſtändigkeit! ſind
für Rußland zur Lebensfrage geworden, ſo daß das
Friedensangebot des Sowjetkongreſſes als Volksprogramm be
ſtehen bleibt.

Der Ruf, einmal erlaſſen, kann auch von den andern
Mächten nicht mehr aus der Welt geſchafft werden. Sie
haben ſich dazu zu ſtellen! Die Staatsmänner der Entente:
Painlevé, Lloyd George und Wilſon halten Kriegsreden, aber
ſie tönen hohl und Painlevé mußte ſchon abtreten. Die
Völker der Entente werden hellhöriger ſein und ein anderes
Echo finden. Die Regierungen der Mittelmächte müſſen
eine Politik verfolgen, die die Friedensfindung vertieft und
weiter treibt. Die deutſche Arbeiterklaſſe kann nicht
in Maſſenverſammlungen ihre Stimme erheben, aber ſie ſpricht
durch ihre ſozialiſtiſchen Organe, daß ſie für freudiges Er-
greifen der von Rußland ausgeſtreckten Hand eintritt. Der
Weg der Verſtändigung muß von allen Seiten beſchritten
werdenm!
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Begrüßung der neuen ruſſiſchen Regierung durch die
Unabhängige deutſche Sozialdemokratie.

Die Parteileitung der Unabbängigen Sozialdemokratiſchen
Partei Deutſchlands hat dem Sowjet über Stockholm folgen
des Begrußungstelegramm geſandt.

„Die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands
ſendet dem ruſſiſchen Proletariat zur Ergreifung der politiſchen
Macht wärmſte Glückwünſche. Möchte es ihm, unterſtützt von
dem Proletariat der anderen Länder, gelingen, raſch einen
Frieden ohne offene oder verſchleierte Annektionen auf irgend
einer Seite herbeizuführen.“

Die Hand nicht zurückſtoßen!
Aus den Beſprechungen des Friedensangebots in der Partei

preſſe ſei zitiert: Leipziger Volkszeitung Wenn die
Regierungen der Mittelmächte es mit ihrer Friedensbereit-
ſchaft, die ſie ſo oft betont haben, nur einigermaßen ernſt neh-
men, ſo werden ſie die von Petersburg dargebotene Hand nicht
zurückſtoßen und auch nicht unbeachtet laſſen dürfen. Der
Vorwärts verſpricht, daß die deutſchen Arbeiter, die ohne Unter-
ſchied der ſozialiſtiſchen Richtung den ruſſiſchen Vorſchlag als
einen vielverheißenden neuen Schritt zum Frieden begrüßen, zu
ſeiner lebhafteſten Unterſtützung bereit ſind, daß ſie es nicht
dulden werden, daß der ruſſiſche Vorſlchag von der dteutſchen
Regierung etwa mit ſenem Hochmut behandelt werde, der ſich
in der franzöſiſchen Regierungspreſſe kundgebe. Die deutſchen
Arbeiter erwarteten, daß der ruſſiſche Vorſchlag achtungsvoll
behandelt und günſtig aufgenommen werde. Die Regierungs
ſozialiſten ſcheinen zu erwarten, daß ſie in der
mehr durch den Einfluß ihrer Führer auf die Regierung er
langen könnten, als durch die Arbeiterſchaft ſelber. Sie ver
allen auch in dieſer Sitnation wieder in das unſelige Diplo-
matiſieren, das ſie Schritt für Schritt rückwärts geführt hat.
Die Chemnitzer Volksſtimme, die es in ihrer Sonnabend-Num-
mer für nötig hielt. hervorzuheben, daß „das Friedenspro-
namm der Leninlente keineswegs glatt von Deutſchland und
den Mittelmächten akzeptiert werden könnte“, hat bis zum



Monhag erkannt, es denn doch ni
meinen Forderung, daß dieſe Gelegenheſt, den Krieg zu
enden, mit aller Energie ausgenutzt werde, zu widerſetzen. Auf
einmal iſt ſie überzeugt, „wir die Ehrlichkeit des deutſchenFriedenswillens ſo deutlich beweiſen vinßen, „wie noch nie zu-

vor“, wobei ſte beruhigend hinzuſetzt, für ſolche, die es nötig
haben: „Wir können das auch in der Zeit ſolcher Siege, wie
wir ſie jetzt ſeit Monaten erringen, ſo ruhig wie noch nie tun.
Dann aber folgt die Darlegung, daß der gegebene Weg dazu
die politiſche Jſolierung Englands innerhalb der Entente ſei.
Das Chemnitzer Blatt benutzt alſo die Gelegenheit, um die Ver
ſtändigung mit Rußland auf Koſten der Weſtmächte zu predi-
gen. Das iſt regierungsſfozialiſtiſche Friedenspolitik in dieſem
entſcheidenden Moment

Das Friedensangebot noch nicht eingegangen.
Wien, 13. November. Regiernungsoffiziös wird

verkündet: Der Beſchluß des Kongreſſes der Arbeiter- und Sol-
datenräte bedeutet nicht einen Friedensvorſchlag ſelbſt, er iſt
eine Anweiſung an die ruſſiſche Regierung, im Sinne dieſes Be-
ſchluſſes an die Regierungen der kriegführenden Staaten mit
einem Friedensvorſchlag heran zutreten. Ob und in welchem
Umfang das Petersburger Kabinett ſich den Beſchluß des Kon-
greſſes zu eigen machen wird, wiſſen wir nicht. Tatſächlich iſt
ein ſolcher Friedensvorſchlag bis zur Stunde weder in Wien
noch in Berlin eingetroffen, und es liegen den Mittelmächten
auch keine Vorſchläge der ruſſiſchen Regierung wegen eines
Waffenſtillſtandes vor. Solange aber die neuen Macht-
haber in Rußland mit den Vorſchlägen nicht an uns herange-
treten ſind, kann unſere Regierung in dieſer Frage nichts nunter-

o wie die Dinge in Rußland augenblicklich liegen,
läßt ſich heute nicht ſagen, ob die maximaliſtiſche Regierung ſich
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an de Nacht erhalten wird. Bevor der Kampf zwiſchen den
Anhangern Kerenſfis und Lenins nicht ausgefochten iſt. wird
die Friedensfrage im Sinne das Beſchluſſes des Kongreſſes der
Arbeiler- und Soldatenräte nicht in Fluß geraten. Sollten aber
die Maximaliſten die Oberhand behalten und ihre Regierung
dann in dem bewußten Sinne mit einem Friedensangebot her-
Lortreten. dann wird unſere Regierung ſofort das Einverneh-
men mit den Verbündeten herſtellen und gemeinſam mit ihnen
zu dieſem Antrag Stellung nehmen.

Die Erklärung ſchließt: Wie ſchon geſagt, kann das Pro-
gramm des Kongreſſes den Ausgangspunkt für ernſte Friedens-
erörterungen mit der ruſſiſchen Regierung bilden. Der ge-
rechte Friede ohne Annektionen und Kontributionen, den es im
Auge hat, iſt auch das Ziel der öſterreichiſch- ungariſchen Regie-
rung. Allerdings deckt ſich das, was wir unter Annektionen
ve ch t mit dem, was die heutige ruſſiſche Regierung

Lu dieſem Punkte müßten unſrerſeits Gegen-
verſtehen, n t
damit meint.
vor ſchläge gemacht werden, die ja von der ruſſiſchen Regie-
rung geradezu erwartet werden, da ſie offenbar ſelbſt er-
tennt, daß ihr Begriff von Annektion viel zu weit geſpannt iſt.

Die Meldungen über die Kämpfe.
London, 13. November. (Reuter.) Die Admiralität teilt

auf Grund eines drahtloſen ruſſiſchen Preßberichtes mit:
Nach einem heftigen Geſecht, das geſtern in der Gegend

von Zarſkoje Selo ſtattfand, hat die revolutionäre
Armee, die unter dem Befehl Kerenſkis und Kornilows
ſtehenden Streitkräfte der Gegenrevolution vollſtändig
geſchlagen.

Wien, 13. November. Kriegspreſſequartier. Nach allen ein
laufenden Nachrichten wäre es jedenfalls verfrüht, den Sieg
Kerenſkis über die Truppen des Arbeiter- und Soldatenrats als
vollendete Tatſache anzunehmen. Es hat im Gegenteil den An-
ſchein, als neigte ſich der Erfolg in den blutigen Kämpfen bei
Petersburg auf die Seite der Bolſchewiki. Ein Aufruf
Trotzkis an die Armeen ſpricht von dem ruhmvollen Schlag, der
in der Nacht auf den 13. November in der Nähe der Hauptſtadt
gegen Kerenſki geführt worden ſei. Dieſe Nacht gehöre der Ge-
ſchichte an. Noch dauere der Kampf an, noch beſtänden Hinder-
niſſe, aber die Sache ſei der Opfer wert. An der ruſſiſchen
Front nehmen die Sympathiekundgebungen für den Arbeiter-
und Soldatenrat an Umfang zu.

Neue Gerüchte von dem Siege Kerenſtis werden weiter aus-
geſprengt. Die Bolſchewiſten ſeien bei Zarſkoje Selo ge-
ſchlagen worden. Kerenſki, Kornilow und Kaledin hätten
ſich vereinigt und riefen zum Kampfe gegen die Bolſchewiki anf.

Eine ſibiriſche Zarengrnvve? Eine Petersburger Meldung
will behaupten, daß ſich Sibirien unabhängig erklärt
und den ehemaligen Zaren zum „Kaiſer von Sibirien“ aus-
gerufen habe. Wo das geſchehen ſein ſoll, wird nicht gemeldet.
Die Gerüchte ſchwellen unheimlich an. Ein anderes beſagt,
Japan und China würden jetzt gegen Rußland eingreifen

uſw.

Weitere Meldungen. Berlin, 14. November. Die Blätter
berichten: Ein ſchwediſcher Kurier ſagte aus, daß ſeit Donners-
tag in Petersburg der Pöbel herrſche. Räuberbanden durch-
zögen die Straßen, Arbeiterfrauen durchſuchten die Wohnungen
der Bemittelten in Begleitung bewaffneter Mitglieder der
17Roten Garde.

England ſetzt Rußland auf Hunger! Aus London wird be-
kannt: Alle engliſchen Handelsſchiffe, die mit Kriegsmaterial
und Lebensmitteln auf dem Wege nach Argangelſk ſind, er-
bielten den Befehl, zurückzukehren, oder die Waren zu
löſchen.

Amerika ſperrt das Geld! Wie aus Waſhington gemeldet
wird, beſchloß die Regierung der Vereinigten Staaten, die Aus-
zahlung der Rußland gewährten Anleihe einzuſtellen. Eng-
land beſchloß die Einſtellung der Sendungen von Nahrungs-
mitteln und Rohſtoffen nach Rußland.

Jm Spiegel des Auslandes.
S P a e rStodholm, 12. November Svpenſka Dagblad veroffent-

M 70 v r C Dlicht »*nner Auſfanß eines 10 l ehauptet das Blatt) Du p l o
12 r h wenmaten aus dem Lager der Entente, der unter der

Ueberſchrift Mit der ruſſiſchen Revolntion muß das Kriegsziel
der Entente, nämlich die Bezwingung der Mittelmächte, in
politiſcher und wirtſchaftlicher Hinſicht, verfehlt ſein, die welt-
politiſche Lage, im Hinblick auf die Jntereſſen der
Entente, behandelt Der Aufſatz enthält folgende Erwägungen:
Jnnerhalb des Ententelagers wurde die ruſſiſche Armee nach
der Revolution als Machtfaktor überſchätzt. Die Ueberſchätzung
war andererſeits von unheilvollen Folgen für den angebahnten
Verſtändigungsfrieden. Alles dies bedeutet jedoch wenig im
Hinblick zu der fürchterlichen Gefahr, die darin liegt, dafßz die
Leiter der Entente den jetzigen Machtſchutz der Mittelmächte
unterſchätzten und zugleich Amerikas Hilfe überſchätzten. Ganz
Europa iſt nun einem Glücksſpiel ausgeliefert, wie es die Ge-
ſchichte niemals erlebt hat. Für die neue Regierung in Ruß-
land gibt es nur einen Ausweg: Eine raſche Beendi-
gung des Krieges. Widerſetzen ſich dem die Weſtmächte,
ſo iſt ein Bruch zwiſchen Oſten und Weſten ſehr wahrſcheinlich,
und niemand braucht ſich zu wundern, wenn dann die von den
Weſtmächten gewonnenen wirtſchaftlichen Garantien in Ruß
land ſofort verloren gehen. Der Frieden iſt wenigſtens für die
Wahrung der wirtſchaftlichen Jntereſſen im Oſten der einzige
Ausweg der Entente, und es braucht nicht mehr betont zu wer-
den, daß nach dem Wegfall des ruſſiſchen Machtfaktors die
Entente unmöglich mehr ihr Kriegsziel erreichen kann. Es iſt
wahnſinnig, zu denken oder zu hoffen, daß Amerika mit ſeinem
primitiven Offiziersmaterial und den langen Verbindungs-
linien während der kurzen Zeit, die noch übrig iſt, bevor die
Mittelmächte nahezu ihre ganze Kraft auf der Weſtfront kon
entrieren können, Hilfe zu leiſten vermag, um einen Durch
ruch ſicher zu verhindern. Gelingt aber der Durchbruch, ſo
fönnen die Truppen der Entente nimmermehr mit Erfolg den

beſondersV S Vvelr

cht angeht, ſich der auge.

nis muß werden, das europäi rmächten ausgeliefert wird. Der Diplomat
ſchließt mit

dert Ententeli it den Worten: Um die Wahrheit zu ſagen: Wir
müſſen mit großer Angſt der Zukunft entgegenſehen, wenn
nicht alle dieſe Fragen ihre raſch und richtige Antwort zu
gunſten des Friedens erhalten. (W. T. B.)

Neue Friedensnote des Papſtes
Berlin. 14. November. In vatikaniſchen Kreiſen wird

angeblich die Veröffentlichung einer neuen Note des Papſtes
über die Friedensbedingungen erwartet, die an die einzelnen
kriegführenden Staaten gerichtet werden ſoll.
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Bulgariens Kriegsziele. Sofia, 12. November. Die So
branje hat ſich nach einer Rede des Miniſterpräſidenten Rado-
ſlawow bis zum 1. Dezember vertagt. Der Miniſterpräſident
führte aus, die Kriegsziele Bulgariens ſeien bekannt, nämlich,
die Einigung Bulgariens innerhalb ſeiner geſchichtlichen Gren-
zen durch Wiedergutmachung der auf dem Berliner Kongreß
und in Bukareſt verübten Unbill. Wir wollen, ſagte der
Miniſterpräſident, Mazedonien, die Dobrudſcha und
die vor Aufrichtung des bulgariſchen Staates von den Serben
geraubten bulgariſchen Gebiete. Dieſen Zielen liegen nur be-
rechtigte Anſprüche zugrunde. Wir haben ſie den Verbündeten
und den Neutralen auseinandergeſetzt. Niemand kann gegen
ſie etwas einzuwenden finden, da wir ja im Grunde nur die
Verwirklichung unſrer nationalen Einheit und der erwarteten
Genugtuung im Auge haben.

Seegefecht an der flandriſchen Küſte. Berlin, 183. Nov.
Am 12. November nachmittags kam es vor der flandriſchen
Küſte zwiſchen unſeren Torpedobooten und engliſchen Vor-
poſtenſtreilkräften zu einem kurzen Artilleriegefecht, wobei ein
feindlicher Zerſtörer getroffen wurde. Unſere Boote ſind ohne
Beſchädigung eingelaufen. (Amtlich.)

Verſenkungen. Berlin, 13. November. Neue UBoots-
Erfolge im Sperrgebiet um England: 17000 Tonnen.
Unter den vernichteten Schiffen befand ſich ein großer eng-
liſcher Dampfer vom Ausſehen des Dampfers Saxonia (14 297
Tonnen). (Amtlich.)

Die Kriegsgefangenen in Holland. Haag, 13. November.
In der der Zweiten Kammer zugegangenen Antwort der Re-
gierung auf den vorläufigen Bericht über das erſte Hauptſtück
des Staatshaushaltes heißt es: Die Unterbringung der
Kriegsgefangenen aus Deutſchland und England, die in Hol-
land interniert werden ſollen, wird vorbereitet. Jn Wolfheeze
iſt ein Lager für 3000 Soldaten, in Hattem ein Lager für 1000
Zivilgefangene im Bau.

Die engliſche Luftmacht wird in gewaltiger Weiſe ausgebaut.
Das Unterhaus hat in zweiter Leſung eine Geſetzvorlage an-
genommen, durch die eine der Arme e und Flotte gleich-
geſtellte Luftmacht geſchaffen wird, an deren Spitze
ein eigener Staatsſekretär ſtehen wird.

Militär gegen die Jren. Der Pariſer Matin meldet am
10. November ohne jeden weiteren Kommentar aus London das
Eintreffen von ſechs engliſchen Diviſionen gemiſch-
ter Waffengattung in Du blin und Belfaſt.

Frankreichs Fehlbetrag an Kornfrüchten. Der Leitartikel
der Humanité vom 3. November bringt folgende Ziffern und
Tatſachen, die den kritiſchen Zuſtand der franzöſiſchen Er-
nährungsfrage beleuchten: „Seit dem Jahre 1913 iſt unſere
Kornerzeugung Jahr um Jahr zurückgegangen: Jm Jahre 1913
betrug ſie 87,8 Millionen Zentner; 1917: 39,9 Millionen Zent-
ner. Wir brauchen aber jährlich 90 Millionen Zentner, der
Fehlbetrag beläuft ſich demgemäß in dieſem Jahr auf 60 v. H.“

Auch der Dollarkurs ſinkt. Rotterdam, 13. November.
Der N. Rott. Cour. meldet aus Kopenhagen: Die däniſche
Regierung hat durch die Wertverminderung des amerika-
niſchen Dollars ungefähr 18 Millionen Kronen ver-
loren. Wie bekannt, hatte Dänemark vor dem Kriegseintritt
Amerikas an dieſes ſeine weſtindiſchen Jnſeln für
25 Millionen Dollars verkauft. Die Kaufſumme iſt aber bis
jetzt noch nicht bezahlt worden. Durch die Kursverminderung
verliert jetzt Dänemark ungefähr ein Sechſtel des Betrages.

Chüiſtlich-Rutiongl iſt Zrumpft

„Chriſtlich ſo z i al iſt Unſinn“, wurde einmal geſagt.
„Cchriſtlich-national“ iſt heute Trumpf. Beweis:
der kürzlich in Berlin ſtattgefundene chriſtlich- nationale Ar-
beiterkongreß. Nicht nur, daß ihm der Führer der Konſer-
vativen, Graf Weſt arp, beiwohnte, dem Kongreſſe ſtrahlte
in reichſtem Maße auch die wärmende Huld der Regierungs-
ſonne. Regierungs- bzw. Militär-Behörden waren nicht nur
vertreten, ihre Vertreter ſprachen auch zu den Kongreßteil-
nehmern. Der Generalſekretär Stegerwald aber wurde
während der Tagung auf Lebenszeit ins Preußiſche Herren-
haus berufen. Stärker konnte nicht betont werden, wie die
Regierung ſich den Arbeiter wünſcht.

Was das Verſagen ſolcher Huld bedeutet, haben die chriſt-
lichen Gewerkvereine während der Kulturkampfzeit ſo gut er-
fahren wie die freien Gewerkſchaften zur Zeit des Sozialiſten
geſetzes. Lang, lang iſt's her. Daß aber in Regierungskreiſen
auch nach über drei Jahren des Weltkrieges mit ſeiner furcht-
barſten Anſpannung gerade der Arbeiterbevölkerung noch Nei-
gung beſteht, gegen, ſagen wir einmal: ungebärdige Arbeiter
die alten Unterdrückungsmarimen aus der Zeit des Kultur-
kampfes und des Sozialiſtengeſetzes in Anwendung zu bringen,
hat Dr. Michaelis bekanntlich ſo deutlich wie nur möglich zum
Ausdruck gebracht. Die Chriſtlich-Nationalen ſind monarchiſch
bis auf die Knochen. Sie halten keinen Kongreß ab, ohne dem
Kaiſer ver Draht zu huldigen. Das findet Gegenliebe. Dazu
tomimt, daß ihrer nicht gerade wenige ſind. Rund 400 00 Mit-
glieder ſollen in Berlin vertreten geweſen ſein; im Frieden

ſo leſen wir in der regierungsſozialiſtiſchen Preſſe
umfaßten die chriſtlich nationalen Verbände etwa 154 Millio-
nen Arbeiter und Angeſtellte. Wie begehrenswert muß bürger-
lichen Parteien eine ſolche Maſſe erſcheinen!

Herr Stegerwald, das jetzige Herrenhausmitaglied, wies ge-
legentlich hin auf den Weſensunterſchied zwiſchen chriſtlich-
nationaler und ſozialdemotratiſcher Arbeiterbewegung, den er
in der grund verſchiedenen Beurteilung der ſtaatlichen, geſell-
ſchaftlichen und ſozialen Zuſammenhänge erblickte. Von dem
Standpunkt ausgehend: erſt Staatshürger, dann Arbeiter, ver
warfen die Chriſtlich-Nationalen die Bildung einer politiſchen
Arbeiterklaſſenvartei. Während die ſozialdemokratiſche Ar-
beiterbewegung in ihrer Wirkſamkeit von der umgekehrten Vor

dann Staatsbürgerſtellung ausging: erſt Arbeiter, bzw.Nation. Als die chriſtlich nationale Arbeiterbewegung 1907
ihren zweiten Kongreß abhielt, ſagte der ſpätere Reichskanzler
I d rG. HSelhmant 9 weg? „Jch kenne keine größere Aufgabe der
gegenwärtigen Zeit, als die mächtige Arbeiterbewegung unſrer
Tage einzuordnen in die geſellſchaftliche Ordnung. Die Art
unſrer zukünftigen Entwicklung wird davon
abhängen b die deutſche Arbeiterſchaft ge-
willt iſt. auf dieſen Boden zu treten. Die
Arb zitrde troßdem vergeblich bleiben, wenn nicht auch die
Staarsgeiwalt ſolchen ehrlichen Willen, wo immer er vorhanden
iſt, tatkräftig unterſtützt, alles a ber, was ſ i ch i hin
entgegenſtellt, mit Entſchiedenheit be
kämpf

Man leſe das Protokoll des Münchner Gewerkſchaftskon-
areſſe nd dem Leſer wird zum Bewußtſein kommen, wer
nach Anſicht der Regierung des Herrn von Bethmann Hollweg
auf ſenen Boden nicht getreten war und deshalb von ihr „mit

jedenheit bekämpft wurde Jedem Nachdenkenden wird
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dann aber offenbar werden,
GEs iſt Herrn v.bie ufgabe, welche ihm vor zehn Jahren die größte

der gegenwärtigen Zeit zu ſein ſchien, zu einem er
Teile, in einem nie geahnten Umfange zu löſen. Die Lei-
tungen der freien Gewerkſchaften haben ſich
in ſehr wichtigen Punkten bis auf den Bodender Chri tie Kattonalendringenoberioger
laſſen. Kein Wunder, wenn ſie momentan nicht mehr „mitEntſchiedenheit bekämpft werden; und nichts iſt kerechtigter,
als daß ihnen von gegneriſcher Seite jetzt vorgehalten wird, ſie
hätten durch ihr Verhalten die Richtigkeit der Grundſätze und

aktik der Chriſtlich-Pationalen nur beſtätigt, nachdem ſie ſie
vor dem Krieg aufs ſchärfſte bekämpft. Es iſt ſo, wie ein
ChriſtlichNationaler, der Redakteur des Zentralblattes der
Friesen Gewerkſchaften Deutſchlands, Theodor Brauer, 10915
in Heft 34 der Zeitſchrift für Politik ſchrieb: „Jn den freien
Gewerkſchaften fand der Reviſionismus erſt die nötige Reſonanz
für ſeine, auf die Ausnutzung der Gegenwart gerichteten
Lehren. Und ſo iſt ſeit Mitte der neunziger Jahre eine
Strömung im Sozialismus im Steigen, die den Rahmen der
gewerkſchaftlichen Aktion innerhalb des Sozialismus ſtändig
vergrößert hat und die im jetzigen Kriege bis zur An
erkennung imperialiſtiſchen Wollens bei uns
in Deutſchland in manchen ſozialiſtiſchen, vorwiegend
gewerkſchaftlichen Kreiſen geführt hat.“ Wie treffend
Brauer hier urteilt, und wie ſehr die Anerkennung imperig-
liſtiſchen Wollens“ in der abhängigen Sozialdemokratie, rich-tiger: in deren Bureaukratie, ſeitdem Fortſchritte gemacht hat,

dürfte der Verlauf des Würzburger Parteitages inzwiſchen
manchem zum Bewußtſein gebracht haben, der es vordem immer
noch nicht glauben wollte.

Jn der Tat. Mit der ehemals „revolutionären, klaſſen
hewußten, völkerbefreienden Sozialdemokratie“ iſt es weit ge-
kommen! Als ſich die Chriſtlich-Nationalen 19156 ein ſoge
nanntes Programm gaben, das in Wirklichkeit ein Sammel
ſurium mehr oder minder unklarer bürgerlicher Auffaſſungen
iſt, konnte man in der regierungsſozialiſtiſchen Preſſe (z. B. im
Bochumer Volksblatt) leſen „Wir ſehen alſo nnſre oft aus
geſprochene Hoffnung, daß anch die chriſtliche Arbeiterſchaft
über kurz oder lang dem Sozialismus in die Arme getrieben
werden würde, (?7) vor der Verwirklichung.“ Welche
Selbſtironie! Was verwirklicht zu werden droht, iſt ein ganz
anderes. nämlich, daß die in den freien Gewerkſchaften und in
der abhängigen Sozialdemokratie zum impverialiſtiſchen Wollen
geführte Arbeiterſchaft dem Jmperialismus in die
Arme geführt wird.

Die Chriſtlich-Nationalen ſind heute im Hinblick auf die kom-
menden politiſchen Kämpfe ſehr umworben. Sie ſollen dem
Jmperialismus noch dienſtbarer gemacht werden, als ſie es ſchon
waren. „Dieſen nationalen Elementen aber, die man als
ſozial-imperialiſtiſch bezeichnen kann, gehört die neue Zeit in
der Arbeiterbewegung“, verſichert Dr. Grabowſky 1916 im Heft
6 ſeiner Halbmonatsſchrift: Das neue Deutſchland. „Jch habe
es immer geſagt,“ ſchrieb er weiter, „daß ſich der Jmperialis-
mus genau ſo auf die Arbeiter wie auf die Unternehmer ſtützen
muß, daß er demokratiſche Beſtandteile mit ariſtokratiſchen eng
verbindet demokratiſche, weil er ohne die
Maſſennichtsleiſtet, ariſtokratiſche, weil er die großen
Führerperſönlichkeiten, die in der Welt für den Reichsgedanken
ſtreiten ſollen, herausholt und anerkennt. Jn Wechſelwirkung
damit hat natürlich der imperialiſtiſche Staat eindurchaus ſozialer Staat zu ſein. Dieſen ſo zia-
len Jmperialismus wird in erſter Linie diechriſtlich- nationale Arbeiterbewegung eve re
treten er iſt das höchſte Ziel ihrer Entwick-
lung“.Die Erfahrungen, die der Krieg uns brachte, ſollten alle
denkenden grundſatztreuen Sozialdemokraten gelehrt haben,
daß es leichtfertig wäre, dieſe Zeichen der Zeit: Das Wachs-
tum der Echriſtlich-NRationalen und ihr Um-
worbenſein für nichts zu achten. Mag es immer
hin ein zu weitgehender Optimismus ſein, wenn Grabowſky
meint: „Weiter aber iſt auf direkt ſozialdemokra-
tiſche Schichten zu rechnen.“ Hier ſteigt eine Gefahr
herauf oder beſſer, ſie iſt längſt da. Mit den Mitteln der
Scheidemänner, wie man ſie in Würzburg vorſchlug, banntman aber dieſe Gefahr nicht, ſondern verorovert ſie damit nur.

Nur im Zeichen des unverfälſchten Sozialismus, wie ihn die
Unabhängige Sozialdemokratie verficht und immer noch zeit
gemäßer herausarbeiten wird, kann man ihrer Herr werden.
Nicht im politiſchen Kampf allein allerdings, ſondern dadurch,
daß man der Gefahr vor allem in den Gewerkſchaften energiſch
zuleibe geht. Wohl arbeiten die Verhältniſſe der Unabhängigen
Sozialdemokratie in die Hände, und gewiß iſt der proletariſche
Jnſtinkt ein trefflicher Führer. Aber unbedingt zuverläſſig iſt
er nicht. wie ebenfalls der Krieg wenn nicht zuerſt, ſo doch
ſehr einleuchtend bewieſen hat. Es gilt, den Arbeitern die
drohende Gefahr zum Vewußtſein zu bringen, gelingt das in
hinreichendem Maße, werden ſie ihrer auch Herr werden,

Politiſche Ueberſicht.
Für ſofortige Berufung des Reichstags!
Der Vorſtand der Fraktion der Unabhängigen Sozial-

demokraten hat an den Präſidenten des Reichstages den
Antrag geſtellt, mit Rückſicht auf das Friedensangebot
der ruſſiſchen Regierung, ſowie auf die Verhand-
lungen der deutſchen und der öſterreichiſchungariſchen Re
gierung über Polen, Kurland und Litauen den
Reichstag ſofort einzuberufen.
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Tirpitz und der „Frevel“.
Der Großadmiral v. Tirpitz hat am 10. November in

München in einer von der Vaterlandspartei veranſtalteten
öffentlichen Verſammlung reden können. Nach dem
Bericht war in der Rede nichts enthalten, was über den Durch
ſchnitt der alldeutſchen Annektions- und Propagandareden hin-
ausginge. Aber was Tirpitz nach dem Bericht Deutſcher
Kurier Nr. 312) zu den Vorgängen im Reichstag am 9. Oktober
gemeint hat, verdient doch, feſtgehalten zu werden. Da heißt es:

„Wenn in jüngſter Zeit vereinzelte bedauerliche Vorfälle
in der Flotte zu einem Skandal aufgebauſcht worden ſind,
über den unſere Feinde ihre helle Freude haben, ſo wird
jeder, der tatſächlich unſere Marine kennt, wiſſen, daß ſie
in Wirklichkeit bedeutungslos ſind. Bedeutung hat nur
der frevelhafte Verſuch, von außen Zerwürfnis in
Schiffe hineinzutragen, die zeitweiſe zum Abwarten und
Stilliegen verurteilt waren. Schaut man in den deutſchen
Blätterwald hinein, man iſt erſtaunt, zu ſehen, wie der un-
geheure Frevel, der hier begangen wurde, faſt
ganz zurücktritt gegenüber der Frage, ob die parlamentariſche
Behandlung dieſer Angelegenheit eine glückliche war oder
nicht; und ferner, ob der zweifellos begangene
Frevel den vollbewieſenen Tatbeſtand eines Strafgeſetz
paragravhen ausreichend erfüllt, um die Mitwiſſer
oder Verführer vor einem deutſchen Gericht zur Ver-
antwortung zu ziehen. Jch perſönlich glaube, daß das ein-
fache Volksempfinden den weſentlichen Punkt in ſolcher An-
gelegenheit inſtinktiv mit größerer Sicherheit erfaßt.“

Hiernach hat Herr v. Tirpitz den Mut gehabt, entgegen
allen Tatſachen entgegen den amtlichen Feſtſtellungen
entgegen den bündigen Erklärungen der verdächtigten Perſonen,
der Abg. Haaſe, Dittmann und Vogtherr in
öffentlicher Verſammlung die bekannten Anſchuldigungen zu
wiederholen.

Jſt Herrn v. Tixpitz unbekannt daß ſchon vor dem9. Oktober amtlich feſtgeſtellt wurde, daß keinerlei Anlaß
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dringend empfohlen wurde, von ſedem orſſ e die
abhängigen Sozialdemokraten aus dem erwä ß unen wähnten Anlaß un-

ihm unbekannt, daß in der Reichstagsſitzung vber die Redner faſt aller Parteien enetl C32 hier die
Unhaltbarkeit der von Dr. Michaelis und v. Capelle er
hobenen Beſchuldigungen feſtgeſtellt und das bodenlos unge-
ſchickte Vorgehen dieſer beiden Regierungsmänner gekennzeich
net haben Nein, Herr v. Tirpitz müßte vier Wochen lan
auf dem Mond gelebt haben, wenn ihm das alles unbekann
geblieben wärel! Und trotzdem wagte er in fünf Minuten vier
mal Ausdrücke wie: „der frevelhafte Verfuch“, „der ungeheure
Frevel, der hier begangen wurde“, „der zweifellos begangene
Frevel“ die Mitwiſſer oder Verführer“ zu gebrauchen, und
ſo als Privatmann Anſchuldigungen aufzuwärmen, die ſchon
am 9. Oktober mit ihren ürhebern zuſammengebrochen
waren. Wir ſchweigen davon, daß dieſe ſchweren und unhalt-
baren Beſchuldigungen gegen Männer wiederholt wurden, die
weder in jener alldeutſchen noch in einer anderen öffentlichen
Verſammlung die Möglichkeit haben, dergleichen Verdäch-
tigungen entgegenzutreten. Es ließe ſich gerade hierüber noch
mancherlei ſagen. Was uns aber dieſe redneriſche Leiſtung
des Großadmirals v. Tirpitz deutlich zeigt, iſt, daß er hätte
er, der Auserwählte des alldeutſchen Draufgängertums, am
9. Oktober im Reichstag am Regierungstiſch geſeſſen dort
ſeine Politik mit derſelben grandioſen Ungeſchicklichkeit ver
treten hätte, wie es Dr. Michaelis und v. Capelle getan haben.

|ZZ2— J
Alldeutſche Antwort auf das Friedensangebot.

Unter den vielen Aeußerungen, die die alldentſchen Blätter
auf das Friedensangebot Rußlands laut werden laſſen, iſt wohl
eine der eigenartigſten ein Artikel in der Deutſchen Zeitung
von Profeſſor Krückmann in Münſter in W. Auf die vernünf
tigen Verſtändigungsvorſchläge antwortet dicſer alldeutſche
Politiker mit einer Aufzählung alles deſſen, was an Annek-
tionen bei einem Friedensſchluſſe mit Rußland in Frage
kommen müſſe Es wird geſagt. daß Rußland in einem Sonder-
frieden vor allem Schutz gegen England ſuche, es wird Ruß-
land dringend empfohlen, den Mut zum Staatsbankrott
zu wagen. um ſeine ſchlimmſten Schulden abzuſchütteln und
zugleich Frankreich aufs ſtärkſte zu ſchädigen. Die von den
Annektioniſten gewünſchten Landabtretungen ſollen ſich
auf „nicht mehr“ als auf Livland, Eſtland, Finnland und die
Oſtſeezugänge Rußlands erſtrecken. Dann heißt es ſehr
draſtiſch:
„Es iſt überhaupt nicht abzuſehen, weshalb wir auch nur
irgendein Stück des Eroberten herausgeben ſollten. Haben die
Ruſſen überhaupt Vertrauen zu unſerer Stärke, werden ſie mit
uns Frieden ſchließen unter jeder Vedingung, haben ſie kein
Vertrauen, können wir ihnen bieten, was wir wollen, ſie wer
den es ohne Englands Erlaubnis nicht annehmen, und Eng-
land ſagt ſicher nein. An unſeren Zugeſtändniſſen hängt alſo
der Sonderfriede nicht, das ſoll man ſich auch nicht durch
irgendwelche auf Täuſchung berechnete Sprache ruſſiſcher Unter
händler weismachen laſſen, er hängt ausſchließlich in
unſerm politiſchen Kredit, und der iſt miſe-
rabel. Einzig und allein eiſige Kühle des Abwartens kann
ihn wieder herſtellen zugleich mit zuverſichtlicher und feſter
Sprache.“

Würde man den Alldeutſchen das Friedenſchlicßen überlaſſen,
ſo würde der Krieg niemals zu Ende gehen. Es iſt ungeheuer-
lich, die Lage jetzt wieder derartig zu verſchärfen.

Aus der Partei.
Aus den Organiſationen.

Aus Magdeburg wird uns geſchrieben: Auf unſere vor vier-
zehn Tagen großartig verlaufene Verſammlung folgte am
i l. Oktober eine Generalverſammlung der Abhängigen. Die
Zahl der Teilnehmer dürfte nicht allzu groß geweſen ſein und
deshalb hat man es auch wohl vermieden, die Oeffentlichkeit
darüber zu unterrichten, denn im Bericht der Volksſtimme fehlen
jegliche Anhaltepunkte, die auf die Zahl der Verſammlungs-
teilnehmer ſchließen laſſen. Oder ſollte die Verſammlung viel-
leicht noch ſchlechter beſucht geweſen ſein, als die vorher-
gehende, in der etwa 100 Beſucher waren, obwohl Müller vom
Parteivorſtand kommen mußte und über Stockholm referierte.
Diesmal handelte es ſich um Würzburg. Von einem Bericht-
erſtatter wurde konſtatiert, „daß die Partei nach wie vor ge-
ſchloſſen zur Fraktion ſtehe.“ Jſt das vielleicht ein Ereignis,
nachdem man die Oppoſition „außerhalb der Partei geſtellt“
hat? Jn der Diskuſſion herrſchte Freude darüber, „daß jetzt
endlich ein Anfang zur parlamentariſchen Regierung zu ver-
zeichnen ſei.“ Wir haben allerdings noch nicht viel davon
merken können und ſtellen uns eine parlamentariſche Regie-
rungsform ganz anders vor. Aber es ſoll ja erſt der Anfang
ſein, alſo warten wir ab. Herr Landsberg ſprach „gegen die
unfruchtbare Demonſtrationspolitik der Unabhängigen“ und
wünſchte, „daß die Bewegung der Unabhängigen bald eine
Sektenbewegung werden möge.“ Daß dieſer Wunſch
nicht in Erfüllung geht, davon werden die hieſigen Genoſſen
Herrn Landsberg noch überzeugen, der durch ſeine Politik nicht
wenig dazu beigetragen hat. unſerer Bewegung den Boden vor
zubereiten. Und wenn Herr L. weiter bei ſeiner nationalen
Politik beharrt. die er in einer öffentlichen Verſammlung mit
den Worlen kundgab: „Es gibt nur ein Vaterland, welches
dieſe Opfer wert iſt. und das iſt unſer deutſches Vaterland, ſo
wird ſehr bald die Zeit kommen. wo nicht die Unabhängigen,
wohl aber ſeine Partei „zur Sektenbewegung herabgeſunken
iſt. Hierzu hat auch Würzburg aute Dienſte geleiſtet, wie
unſere ſtekigen Neuaufnahmen beweiſen.

Aus Reuß ä. L. Nach der Maßregelung der Genoſſin Zet-
kin haben in unſerem Fürſtentum über die Hälfte Leſer der
Gleichheit dieſe abbeſtellt und ihr in ihrem neuen BDirkunge
kreis Gefolgſchaft geleiſtet. Heute können k ir die freudige Mit-
teilung machen, daß bereits 77 Abonnenten die neue Frauen
beilage beziehen, während die Gleichheit nur noch 19 Anhänger
zurzeit beſitzt. Ob dieſer Tatſache von den Regierungsſozia-
liſten auch widerſprochen w ird, wie das letzthin geſchah, als wir
mitteilten, daß ſämtliche Bezieher der Neuen Zeit dieſe bei dem
Hinauswurf Kautskys abbeſtellten? Sie ſtellten nämlich die
Behauptung auf, daß nur drei Eremplare der Neuen Zeit be
zogen wurden, wovon zwei Sticck gratis geliefert e ſeien.
Richtig iſt, daf, neun Cremplare geliefert und auch bezahlt e
Len ſind. Man ſollte ſich künftig vorher beſſer orientieren, ehe
man unlwahre Berichte bringt!

Ams tägliche Brot.
Lebensmitteleinfuhr aus den beſetzten Gebieten.

Berlin, 14. November. (Amtlich.) Angeſichts der in der
Preſſe aufgetauchten Klagen, daß bei der Ausfuhr von Lebens-

t retten Gebieten eine e tige Vervorzugungmitteln aus den beſetzten Gebieten eine einſertige Wer le nder Offiziere ſtattfindet, wird darauf hingewieſen, daß t r
Generalquartiermeiſter erlaſſenen Beſtimmungen einen wer
ſchied in der Behandlung von Soldaten und e da
haupt nicht zulaſſen. Die betreffende Verfügung n J
daß Lebensmittel nur noch in P u zu W ndEinzelgewicht aus dent Felde in die Heim ſen
werden dürfen. Die Militärpaketämter ſind en en
ſchwerere Verſandſtücke vyn Decresaiggegeriger n r

jlitäri ges le 0 gſchied, des piilitariſchen en wbegründeter Verdacht beſteht,
t zu prüfen, wenn be ezu re alte über das zuläſſige Maß hinaus enthalten.

is ſchon ptvon den zugezogenen e c eher unter
fängers ſowie des Offiziers oder Beamten, der di np-gung „Zur Förderung zugelaſſen vollzogen hat. BVeſcheint

Gewerktſchaftliches.
Die Beiträge im FabrikarbeiterVerband. Zum außerordentichen Verbandstag. der Fabritarbeiter u ber

um Dezember ſtattfindet, veröffentlicht der Verbandsvorſtand
ſeine Ankräge. Sie führen ſtatt des Einheitsbeitrags Staffel-
beiträge in ſechs Klaſſen ein zwiſchen 30 und 80 Pfennig in der
Woche. Die beiden unterſten Klaſſen ſind nur für weibliche
und jugendliche Mitglieder zugelaſſen; im übrigen beſtimmt
die Zahlſtelle die Beitragsklaſſen, die für ſie Geltung haben
ſollen, mit Zuſtimmung des Verbandsvorſtandes. Die Bei
tragserhöhnng ſoll dazu dienen, die Unterſtützungen entſpre-
chend heraufzuſetzen, insbeſondere die Erwerbsloſen Unter
ſtützung und die Unterſtützung bei Streiks und Maßregelungen.
Auch das Sterbegeld ſoll erhöht werden. Zur Begründung der
Vorlage weiſt das Verbandsorgan auf die durch den Krieg her-
beigeführte außerordentliche Geldentwertung hin, die voraus-
ſichtlich noch erhebliche Zeit nach dem Hriege andauern wird.

Aus der Provinz.
Bergarbeiterlöhne im mitteldeutſchen Kohlenbergbau.

In der letzten Zeit begegnet man in der den Unternehmernnadeſtehenden Preſſe vielfach Auslaſſungen über die „hohen

Kriegslöhne“ der Arbeiter. Man will durch dieſe Notizen
das Augenmerk von den fabelhaften Gewinnen der Kriegs-
induſtrie ablenken und der Arbeiterſchaft die Schuld an den
beſtehenden Verhältniſſen zuſchieben. Auch die Unternehmer
der Braunkohleninduſtrie verfahren nach dem Rezept
und begründen die Kohlenpreiserhöhungen mit den „großen“
Lohnſteigerungen im VBraunkohlenbergbau. Dabei ſetzen gerade
dieſe Herren durch ihre Organiſationen jeder geringen Auf-
beſſerung der Lebensverhältniſſe der Velegſchaſten den aller
ſchärfſten Widerſtand entgegen. Jn Eingaben an die Kriegs
amtſtelle ſuchen ſie es ſo darzuſtellen; als wenn die auskömm-
lichſten Löhne gezahlt würden und die Arbeiter auch beſtehen
könnten, wenn nicht die Organiſatwnen der Arbeiter fortwäh-
rend auf Erhöhung der Löhne dringen würden. Wie wenig
auskömmlich die Löhne der Arbeiter find, zeigt nachſtehende
Aufſtellung: Jm zweiten Quartal 1917 verdienten im Braun-
kohlen bergbau des Oberbergamtsbezirks
Halle die Arbeiter folgende Löhne:

Zahl e/o der Geſamt Durchſchnittslohn auf
Kategorie belegſchaft eine Arbeitsſtunde

Eigentl. Bergarbeit.

(unterirdiſch) 3122 9 68,7 Pfg.Eigentl. Bergarbeit.
(Tagebau) 7214 20,8 50,9Sonſt. Bergarbeiter

(unterirdiſch) 1734 5 54,0Sonſt. Bergarbeiter

(Tagebau) 2428 7 47,.9Tagesarbeiter 13007 8758 47,8Jugendl. Arbeiter
(unter 16 Jahren)] 14769 5,1 263

Arbeiterinnen 5414 15,6 33,2
Geſamt 34685 100, 47,5 Pfg.

Trotz des Umſtandes, daß der mitteldeutſche Braunkohlen-
bergbau zu dem ertragreichſten Zweige des deutſchen Berg-
baues zählt, iſt der durchſchnitt liche Stundenver-
dienſt der niedrigſte von allen Revieren, da
die durchſchnittliche Arbeitsdauer einer Schicht größer iſt als
in Niederſchleſien und im linksrheiniſchen Erzbergbau. Einen
Durchſchnittsſtundenlohn von 47,5 Pf. kann man wirklich nicht
als einen Kriegslohn bezeichnen. Ein ſolcher Lohn reicht nicht
aus, um in der heutigen Zeit die Lebensbedürfniſſe befriedigen
zu können und bedeutet eine Gefahr für die Geſundheit und
Leiſtungsfähigkeit dieſer Arbeiterklaſſe.

Der Arbeitsmartt in Sachſen-Anhalt.
Nach Mitteilung des Arbeitsnachweisverbandes war der Be-

darf an männlichen Arbeitskräften jeglicher Art auch im
Monat Oktober unvermindert groß. Zu der bisherigen
Nachfrage trat noch die der Zuckerfabriken hinzu. Letzteren
konnten, wenn auch aus bekannten Gründen, meiſt nur in be-
ſcheidenem Umfange, Hilfsdienſtpflichtige zugewieſen werden.

Jn der Landwirtſchaft konnte die infolge Abgabe von
Gefangenen lebhaftere Nachfrage nach männlichen einheimiſchen
Arbeitskräften, abgeſehen von ledigen Knechten, im allgemeinen
gedeckt werden. Jn einzelnen Bezirken macht ſich auch eine
dringende Nachfrage nach Dienſtboten für ſpätere Termine
geltend. Der weibliche Arbeitsmarkt hat dagegen
im Vergleich zu den Vormonaten eine beachtliche Erleichterung
erfahren, die in einzelnen Orten, beſonders Magdeburg, Burg,
Eisleben, eine geringe Arbeitsloſigkeit vorübergehend
berichten. Zurückzuführen iſt dies neben adneren Gründen
auf ein Nachlaſſen der Nachfrage ſeitens einiger großer
Deeresbetriebe, (Burg, Berwiſch, Güſen, Plaue Torgau,
Aſchersleben), deren Bedarf an weiblichen Arbeitskräften vor
läufig mehr oder weniger gedeckt iſt, und auf das mit Beendi-
gung der Erntearbeiten ſtets zu beachtende Uebergehen bisher
in der Landwirtſchaft lätig geweſener Arberterinnen in die
Jnduſtrie. Viel verlangt werden allerdings inmer noch weib-
liche Arbeitskräfte für Wittenberg und in bei weitem nicht zu
befriedigendem Maße für Schwer- (Gruben-, Erd-, Transport-)
arbeiten. Weibliches ſrädtiſches und landwirtſchaftliches Per-
ſonal, beſonders Mägde, die die Vichwirtſchaft verſtehen, wer-
den dauernd ſtark verlangt

Merſeburg. Jn der Siadtverordnetenſitzung
am Montag erfolgte die Cinführung des Stadtrats Dr. Moſſe
bach aus Dövbeln zum Zweiten Vürgermeiſter und
des bisherigen Stadtverordneten Kaufmann Dolkowist zum

Jm Auftra re de Regierungsvpräſi
denten nahm Erſter Bürgermeiſter Hortzog die Einführung
und Vereidigung vor. Der Vorſteher, Landesrat VBothe, be-
grüßte den neuen Bürgermeiſter namens der Stadtverordneten.
Eine Fülle wichtiger Arbeiten harre der Bewältigung. Die
Stadtverordneten rechneten darauf, daß ſich der neue Bürger-
meiſter rege an der Erledigung dieſer großen Aufgaben mit
ntereſſe beteiligen und ſeine ganze Arbeitskraft aufwenden
werde, um die Stadt weiter vorwärts zu bringen. Bürger-
meiſter Dr. Moſebach verſprach ſeine ganze Kraft zum Wohle
ver Stadt Merſeburg einſetzen zu wollen.

An Lebensmitteln werden für die Woche vom 18.
bis 24. November 1917 auf den Kopf der Bevölkerung zugeteilt:
00 Gramm Erbſen zum Preiſe von 7 Pf. auf Bezugsſchein

Nr. 35, 8 Pfund Marmelade zum Preiſe von 45 Pf. auf Be-
zugsſchein Nr. 36, Heringe auf Bezugsſchein Nr. 37, und zwar:
auf die Lebensmittelhefte Nr. 1 bis 7300 für den Kopf der Haus-
haltung 60 Gramm Heringe (Brieslinge) zum Preiſe von
18 Pf. auf die Lebensmittelhefte Nr. 7301 bis zum Schluß für
je angefangene zwei Haushaltsangehörige einen Hering zum
Preiſe von 55 Pf. (alſo für fünf und ſechs Perſonen gleich drei
Heringe, ſieben und acht Perſonen gleich vier Heringe uſw.
In der Volks und Mittelſtandsküche und den Gaſtwirtſchaften
ſind abzugeben: für Mittagseſſen (nicht mehr Ablieferung in
Natur Bezugsſchein und Quittungsabſchnitt 35, in Gaſtwirt-
ſchaften für Abendeſſen nichts.

unbeſoldeten Stadtrat.

e
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Butterverteikung. Am Sonnabend, dem 17.vember tör wird gegen Abaabe der für die laufende wer

gzültigen Kreisfettmarken in den bekannten Verkaufsſtellen
Molkerei- und Landbutter ausgegeben, und zwar auf jede
Kreisfettmarke 50 Gramm Butter zum Preiſe von 31 Pf.
auf jede Zuſatzmarke mit dem roten Aufdruck K, Z u. 50 Gr.
Butter zum Preiſe von 31 Pf. Im übrigen bleibt es bei dem
bisher bekannten Verfahren.
„„Hettſtedt. Cin Opfer der Arbeit wurde die auf dem
Meſſingwerk beſchäftigt geweſene 16 Jahre alte Arbeiterin
Frieda Deutſchmann aus Leimbach. Sie kam auf ihrer Arbeils-
ſtätte beim Rangieren zwiſchen die Loren und erlitt ſo ſchwere
Verletzungen, daß ſie in der Nacht zum Sonnabend im Hett-
ſtedter Krankenhaus geſtorben iſt
Hettſtedt. Falſche Darlehnskaſſenſcheine, die

ſich nur bei genauer Prüfung als ſolche erkennen laſſen, ſind
wieder im Umlauf. Das Papier gleicht dem der echten Scheine
auffallend, fühlt ſich aber auf der Vorderſeite glatter an als
auf der Rückſeite. Alle bisher angehaltenen Fälſchungen
tragen in der rechten oberen Ecke der Vorderſeite die Reichs
nummer 292.

Mansfeld. Die Stadtverordneten wahl am vorigen
Freitag war ein Zeichen dafür, daß die Mansfelder Gewerk-
chaft im hieſigen Städtchen jetzt wenig Intereſſen zu ver-

treten hat. So konnten dann die Wähler namentlich der
3. Abteilung, ihren Proteſt gegen das beſtehende öffentliche
Dreiklaſſenwahlrecht wohl kaum deutlicher zum Ausdruck
bringen, wie dies bereits bei der vorigen Wahl der Fall ge
weſen, wo von zirka 300 Wählern der 3. Abteilung nur 5 von
ihrem Wahlrecht Gebrauch machten. Diesmal waren es ſechs
Stimmen. Hiervon erhielt Herr Scharfe, der einige Stunden
vorher von der ihm bevorſtehenden Ehre noch nichts geträumt
hatte, 1 Stimmen, die ſeinige und der ſchon früher in der
3. Abteilung gewählten Stadtverordneten mitgerechnet. Der
in einer großen Anzeige der Mansfelder Zeitung angeblich von
mehreren Wählern vorgeſchlagene Kandidat Hüttenmann Wil-
helm Wolf erhielt eine Stimme. Eine weitere Stimme erhielt
der Landwirt Schmidt. Einige anweſende Wähler der zweiten
Abteilung wählten Herrn Schmidt. Jn der 1. Abteilung wurde
dann von den wenigen Mannen, wie vorauszuſehen, der Kreis
ausſchußſekretär Wachs gewählt. So kann denn unſer liebes
Kreisſtädtchen gnädiglich in den bekannten Bahnen weiter
„regiert“ werden, bis die Neuordnung der Dinge auch
neue Männer bringen wird.

Teutſchenthal. Ein dreiſter Diebſtahl wurde bei einer
armen Familie verübt, die auf dem hieſigen Gute wohnt. Die
Diebe drangen in den verſchloſſenen Stall und ſtahlen zwei
Gänſe, drei Enten und drei Kaninchen. Anſcheinend handelt es
ſich um Bekannte, denn erſt vor einiger Zeit iſt aus demſelben
Stall eine Gans geſtohlen worden. Die Familie trifft der Ver
luſt beſonders ſchwer, da ſie neun Kinder zu verſorgen hat.

Burgsdorf. Die Siedelungs geſellſchaft Sach-
ſenland in Halle hat hier das Zimmermannſche Bauern-
gut von 157 Morgen mit allem 2ubehör für 180 000 Mark er-
worben.

Sangerhauſen. Petroleum wird in den nächſten Tagen
auf Abſchnitt 1 der Petroleumkarten verkauft. Die Haushal-
tungen ohne Gas- oder elcktriſches Licht erhalten vorläufig
zwei Liter, die Haushaltungen mit Gas- oder elektriſchem Liche

Die Sprechſtunden bei der Kriegswirt-ſchaftsſtelle ſind bis auf weiteres nur Dienstags, Don-
nerstags und Sonnabends von 9 bis 1 Uhr feſtgeſetzt. An den
übrigen Wochentagen werden mündliche Anträge nicht ent-
gegengenommen.

Delitzſch Die Auszahlung der ſtaatlichen
Unterſtützung erfolgt Donnerstag den 15. November
1917, Nr 1 bis 650, Freitag den 16. November 1917, Nr. 651
und folgende. Die Auszahlung erfolgt nur unter Vorlegung
der Erkennungsmarke an den beſtimmten Tagen in der Zeit
von 8 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags von unſrer Stadt
hauptkaſſe.

Eilenburg.
Schwermut der Heizer Michael Dolinſky in einem
gebäude des Grundſtücks Kültzſchauer Straße 9.

Bitterfeld. Aus dem Gefängnis entwichen iſt der
16jährige Rudolf Krauſe. Er iſt (50 Meter groß und dunkel-
blond. An der rechten Seite der Schläfe hat er eine große lichte
Stelle und iſt an einer auffallend hellen Stimme erkenntlich.

Zſchepkan. Sieben Gänſe wurden in der Nacht zum
Sonntag einem Gutsbeſitzer aus dem Stalle geſtohlen und
gleich an Ort und Stelle abgeſchlachtet.

Liebenwerda. Drei-Frucht- Marmelade wird in
kommender Woche abgegeben. Der Abſchnitt 59 iſt als Vor-
anmeldung unter Vorlegung der Butterkarte bis Sonnabend,
den 17. November, in einem der nachverzeichneten Geſchäfte, in
dem die Marmelade entnommen werden kann, abzugeben:
Strumpf, Krauspe, Haaſe, R. Platz, Kobbe, Rud. Frahm, Apo.
Mäder, Schneider, Preſtewitz, Haupt-Dobra.

Der geplante Fleiſchverkauf nach Kunden-
Uiſt en iſt vorläufig noch zurückgeſtellt worden, da wegen
der in Ausſicht ſtehenden Kreisſchlachtung von der geplanten
gemeinſamen Schlachtung der hieſigen Schlächter wegen der
vermutlich nur kurzen Dauer Abſtand genommen werden
mußte. Der Verkauf erfolgt daher bis auf weiteres in der üb-
lichen Weiſe.

Allerlei.
Ein tüchtiger Rechtsanwalt.

Der Berliner Rechtsanwalt Jſidor Faß, der kald nach
Kriegsbeginn eine der größten Fleiſchkonſervenfabriken ins
Leben rief, für die er merkwürdigerweiſe Rieſenheeresliefe-
rungen erhielt, obwohl ihm alle fachmänniſchen Kenntniſſe
fehlten, begnügte ſich mit den Millionen gewinnen
ſeiner Fabrik nicht, ſondern er hielt es auch für ſtandes-
gemäß entgegen den ihm von der Jntendantur auferlegten
Bedingungen beſtimmte Fleiſchſorten nicht zu 90 Pf. das Pfund
den Verbrauchern zur Verfügung zu ſtellen. Herr Faß ſah
es vielmehr als einträglicher an, dieſes Fleiſch zu 2,20 bis
2,40 Mt. an andere Unternehmer zu verſchieben, und wurde
nunmehr dafür in eine Geldſtrafe von 30 900 Mark genommen.
Er wird dieſe Gewinnkürzung leicht verſchmerzen, ſo daß der
Strafzweck taum erreicht werden dürfte. Desbalb iſt es be
dauerlich, daß noch immer keine Möglichkeit beſteht, das Straf-
maß der Vermögenslage wohlhabender Sünder anzupaſſen.

J

Erhängt hat ſich in einem Anfaolle von
Stall

Quittung.
Für Parteizwecke der U. S. P. gingen ein: Tour Peißen

und Umgegend 1938 Mk., Tour Wettin und Umgegend 33,82
Mark, Tour Brachſtedt und Umgegend 10,75 Mk., Tour Oppin
und Umgegend 18,40 Mk., Tour Niemberg und Umgegend 15,25
Mark, Tour Kanenga 28,80 Mk., Tour Hohenturm- Roſenfeld
20,50 Mk., Diſtrikt 15, Neumarktviertel (1. Rate) 40 Mk.
Diſtrikt 17, Brunnen-, Eichendorff-, Körnerſtraße (1. Rate)
36,40 Mk. K. Reiwand, Parteiſekretariat.

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

Donnerstag, den 15. Nuvember: Trübes, milderes Wetter
ohne nennenswerte Niederſchläge.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 vis 1 Ubr.

Veran wortlich für PDoutik, Darteinachrichten, Gewerkichaftliches und Aller
Paul Hennig; Feuilleton, Halle und Saalkreis und Aus der Provinz Karl
Anzeigen Wilhelin Herzig: Verlag: Volksblatt G. m. b. H. Druck Halleſche
Genoſſenſchaftebuchdruckerei e. G. m. b. H., ſämtlich in Halle.
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Ergebenst ladet ein Frau Elsa VDofth. usw. 5 MK., 200 St. 9 M. (10 bis Direktion: Leopold Sachse. uT ad r r Donnerstag den 15. Rovbr. 1917: ſi

e bie Förster-christiWeihn,- u. Neujahr 4.50 M. heP. Wagenkneeht Veriag. Leipuig. Operette in 3 Aufzügen ge
F 2710 von Georg Jarno. ww
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Summa: 94097.30 Zopt- Siebert den noch, angenommen. erisu r a rHerren- und Knaben-Anzüge, Paeeiva. un Le eae
t e Joppen Ulster Beinkleider.

Klavier, Violin-, Mandolin- Strichwolle und
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Hyvotheken a e 8082 D. eMax Zaubitzer, i Johannes Thurm.ausantell- 922282222 2 22258 4Roßſchlächterei, Steinweg 52. m Stehen hen n Glauchaerſtraße 79:
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Es wird gebeten, Papier oder Gefäßze mitzubringen Summe S 3712 Reilſtraße 10:
Mitgliederbewegung- Freitag nachm. r. 601-900.Wichtig! Bemerkenswert L Wiſch z e e 83 Mitglieder Es wird en Pavier oder Gefäße mitzubringen

m Lau e tsja traten efür Jedermann: guſccr v Meer Bekanntmachung.Die anerkannt allerhöchſten Preiſe für Es ſchieden aus: durch Austritt e 10 Von Sonntag, den 18. November d. Js. ab, fallen die Schnell
Bücher, Zeitungen, Akten und alle Sorten Papfer, durch Wegzug 8 züge D 157 zwiſchen Magdebung und Halle (ab 8*2) Leipzig (andie ſofort unter Garantie eingeſtampft werden, durch Sterbefall 1 19 2 918) und P 182 zwiſchen Leivzig (ab 917 und Halle (ab 102)

ſowie für Beſtand am 30. Juni 1917 n Mſglſeder Magdeburg an Sonn und Fefttagen aus.Eiſen, alte Oefen, Maſchinenguß, Lumpen, Felle, Die Haftſfumme beträgt demnach s21)40 S 36 840 Mark. Halle (Saale), den 12. November 1917.

Knochen und Glasſcherben Der Vorſtand *1439 Königliche Eiſenbahn Direktionzahlt nach wie vor bei reellſter Bedienung und koſten- NMünzer., H. Klankert. O. Kissig. G. Hufnagel, V. Wiesetoſer Abholung Bekanntmachung.Vorſtehender Abſchluß iſt geprüft und mit den Büchern und R ber d. b, fällt dWalter Graßmeyer, bahn ernneehe ehe h h S Weh 3r be
r Größtes Rohprodukten Geſchäft am Platze. W

Tel. 1866. Geiſtſtraße 6. Tel. 1866.

P artei-S chriften Volkes e r

Bekunnktinuruntg,
betr. Verbot des Haltens von Luxuspferden.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung des 8 9b des Geſetzes über den Belage
rungszuſtand vom 4. 6. 1851 und des Geſetzes vom 11. 12. 1915 betr. Abänderung des Geſetzes überden V agerungszuſtand verordne ich für den Bezirk des IV. Armeekorps, unter Ausſchluß des Kreiſes

Ronneburg S.-A., im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit folgendes
s 1.

Vom 15. Dezember 1917 ab iſt das Halten von Luxuspferden verboten.
Die bei der Aushebung nicht oder noch nicht zum Kriegsdienſt geeignet befundenen und

aher nicht ausgehobenen Pferde ſind zwecks voller Ausnutzung ihrer Spannkraft ſofort dem Wirt-
chaftsleben dauernd zuzuführen.

Luxuspferde im Sinne dieſer Bekanntmachung ſind alle Pferde, die nicht in Gewerbe,Handel, Jnduſtrie und Landwirtſchaft in kriegswirtſchaſtlich wichtiger Weiſe als Gebrauchspferde tätig

ſind, oder nicht vom ordentlichen Pferdehandel für den dauernden ſchnellen Ausgleich der Pferde-
beſtände in Privathandel verwendet, vielmehr zur Bequemlichkeit oder zu Vergnügungszwecken für ſich
oder andere gehalten werden.

Der Aufſichtsrat: J. A.: H. Ehrhorn. tags aus.
Halle (Saale), den 12. November 1917.Zann- Mleller Frau V. Schulz *1440 Königliche e Direltion

Sprechstunde v. 9--6 Uhr abends. hStoinweg 52. 2116 Familien Nachrichten. a e

Heute mittag 1 Uhr wurde der am 11. November im
Alter von 66 Jahren verſtorbene Maurer

J nVFräecirich Weise
auf dem Gertraudenfriedhofe zur letzten Ruhe gebettet.

Der Verſtorbene war, nachdem er ſeine Berufsarbeit
nicht mehr ausführen konnte, ſeit vielen Jahren als Volks-
blatt Austräger tätig und hat ſich durch ſeine fleißige
Werbearbeit und ſein biederes Weſen ein dauernd ehrende
Andenken geſichert.

Verlag Volkshlatt.

ſe

8

Die Beſtimmungen des 8 1 gelten nichta) für die Pferde der im S 25 Abſ. 2 Ziffer 1-4 des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen
genannten Perſonen,

b) für Pferde unter 2, Johren, f re ältere Fohlen, die nach Gutachten des zuſtändi
Kreistierarztes zum Gebrauch in den in S 1 erwähnten Betrieben (Gewerbe uſw.)
noch nicht geeignet ſind,

e) für ausſchließlich der Nachzucht dienende Pferde, ſoweit der Beſitzer ſie bisher dazu
verwendete,

a) für Schulpferde, die Erwerbszwecken dienen, ſowie Rennpferde (auch Traber), wenn
der S grenswert nachweislich völlig aus dem Rahmen der möglichen Entſchädi
gung fälltDer Nachweis zu d) muß, für jedes derartige Pferd beſonders, durch ſchriftliche Beſcheini

gung des Landrats pp. einwandfrei erbracht werden.

g 3.
Die Verabfolgung von Futter jeder Art an Pferde, deren Halten verboten iſt, iſt unterſagt.

8 4.Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft, ſofern die beſtehen bewahren!
den Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Halle (S.), den 13. November 1917.
Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 M. erkannt werden. Der Verſuch iſt ſtrafbar.

Magdeburg, den 6. November 1917. »1495 umpen, Knochen, Eisen, Die Zivil- Arbeiter u. -Arbeiterinnen
Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armeetorzs: 20 Metalte, Papier tauſt S der Fl.-Ers.- Abteilung Nr. 14.

Frhr. von Lyncker GroßeGeneral der Infanterie euite des Suſtſchiffer-Bataillons Nr. 2. Abert zie j. Klausitr. 22. t

Gestern abend 6 Uhr, verschied nach kur-
zem, aber schweren Leiden unser lieber Kollege,

der Monteur 2707Wilhelm Kurtze.
Wir verlieren in ihm einen treuen und auf-

richtigen Kollegen.
Wir werden ihm ein dauerndes Andenken

ls
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 14. November 1917.

Sänuglingsſterblichkeit und Kleinkinderſchutz!
Seit Jahrzehnten hat die Sozialdemokratie auf die er

chreckend hohe e r r in Deutſchland, beſon
ers auch im Jnduſtrieland Sachſen hingewieſen, wo beſon

ders in Bezirken mit viel Fabriekn ein Teilder Säuglinge dahinſiegte. Dieſe Kritiken und Erm ungen
haben ſeither nicht viel Verſtändnis in den herrſchenden

eiſen Wohl haben ſich einige Vereine etwas um
die hilfsbedürftigen Säuglinge bemüht, auch Stillprämien ind
in einigen Städten r worden die hierzu zur Ver
tügung geſtellten Mittel waren aber völlig unzureichend. Sie
wurden auch nicht weſentlich erhöht, obwohl durch Erfahrung
und wiſſentliche Forſchungen zweifelsfrei feſtgeſtellt worden
war daß durch die Ernährung des Säuglings durch Mutter
milch die Widerſtandsfähigkeit der Säuglinge ſehr bedeutend
gehoben und dadurch die Skerblichkeit herabgeſetzt werden kann.

ceilich die eigentliche Urſache der traurigen Erſcheinung war
das ſoziale Elend. Hier hätte eingeſetzt werden müſſen. wenn

man das Uebel an der Wurzel faſſen wollte. Darauf hat ja
auch die Sozialdemokratie von jeher das Hauptgewicht gelegt.
Um zu verhüten, daß bis dahin das Maſſenſterben der Säug
linge unvermindert andauert, m beſondere Maßnahmen nötig.
Wir wollen nicht leugnen, daß Anfänge hierzu in Säuglings-
heimen, Stillprämien uſw. vorliegen. aber alles war un
genugend, und der Wille, mehr Mittel zur Verfügung zu ſtellen,
war zwar wenigſtens vereingelt in der letzten Zeit ein beſſerer
geworden, aber gegen die Widerſtände und die vorherrſchende
Gleichgültigkeit konnte er nicht genügend aufkommen. Erſt
der menſchenmordende Krieg war nötig, um der beſſeren Er
kenntnis mehr Bahn zu brechen. Daß das endlich der Fall iſt.
davon zeugt unter anderem auch ein Aue der auf Ver
anlaſſung des ſächſiſchen Miniſteriums des Jnnern jetzt zu dem
Zwecke veröffentlicht wird, eine Geldſammlung zugunſten einer
Säuglings- und Kleinkinderfürſorge zu fördern. Darin heißt
es (nach der Dresdner Volkszeitung):

Krieg führen heißt Raubbau treiben. Ein Blick in das
Leben aller kriegfithrenden Staaten beweiſt uns dies. Leider
erſtreckt ſich dieſer Raubban nicht nur auf die wirtſchaftlichen
Beſtände, ſondern auch auf die Volkskraft. Die Verluſte des
Schlachtfeldes ſind nicht nur ein Quell bitteren Leides für
die Familien, ſondern auch ſchwerſter Beſorgniſſe für den
Staat. Keine Zeit mahnt ſo eindringlich wie die Gegen
wart, daß in der Erhaltung und Kräftigung

unſeres Nachwuchſes das vornehmſte Mittel gegebeniſt, unſerm Vaterland einen dauernden Beſtand in den Stur

men der Zukunft zu S
Darum ward aus den Nöten des h heraus der

Gedanke geboren, daß es für unſer deutſches Volk ein Gebot
der Selbſterhaltung ſei, das bisher arg vernachläſſigte Feld
der Sänuglings- und Kleinkinderfürſorge nunmehr kraftvoll
und planmäßig zu beſtellen. Wieviel es hierbei zu tun gibt,
lehrt die Reichsſtatiſtik in wahrhaft erſchreckenden Zahlen:
die Säuglinge bilden etwa den vierzigſten Teil der Geſamt-
bevölkerung, unter den Toten aber mehr als den vierten Teil.
Jhre Sterblichkeit iſt demnach zehnmal ſo groß als die Sterb-
lichkeit der Erwachſenen. Die Kinder werden faſt aus-
nahmnslos geſund geboren. Jhr frühes Sterben iſt auf
durchaus vermeidbare Fehler in der Ernährung und der
Pflege e nrrke

Unſere Aerzte haben im Verein mit Sozialpolitikern die
Grundzüge für eine erfolgverſprechende Säuglings-
und Kleinkinderfürſorge ſeit langem ſchon feſt
eſtellt. Krieg dem Tode unſerer Jüngſten!
o lautet der Wahlſpruch, den uns die Not unſeres Volkes

ans Herz legt. Aber auch zu dieſer Kriegführung gehört
Geld, Geld und abermals Geld. Jn dieſer Tatſache iſt die
größte Bedeutung der Landesſammlung begründet, die am
16., 17. und 18. November überall in Sachſen erfolgen ſoll.“

Gewiß wird hier der Finger in einer bisher nicht üblichen
Weiſe von behördlicher Seite in die Wunde gelegt; freilich, an
den eigentlichen Grundurſachen geht man, wie die Dresdner
Volkszeitung zutrefend bemerkt, auch heute noch vorüber. Daß
aber die beſſere Erkenntnis noch nicht genügend Bereitwillig-
keit zur Hilfe ausgelöſt hat, offenbart der Aufruf. Denn ein
ſolcher würde gar nicht nötig ſein, wenn Reich und Staat ge
nügend Mittel bereitſtellen würden. Das aber müßte man in
einer ſolchen brennenden Frage für die Erhaltung des Lebens
der Kinder beſonders in heutiger Zeit doch erwarten. Auch das
beſte Ergebnis einer privaten Sammlung bedeutet bei der
Größe des heutigen Säuglingselends ſoviel wie der Tropfen
auf einen heißen Stein! Die Sänglingsſterblichkeit ließe ſich
viel ſchneller und radikaler vermeiden wie anderes Volks

16 Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurz.

Sie ſagte dies alles auf eine ſcherzhafte Weiſe, in welcher
gleichwohl etwas Aufmunterndes lag. „Aber freilich,“ fügte
ie hinzu, „Wirte ſehen mehr auf äußeres als auf inneres

etall, und bei Wirtsſöhnen wird man ohne Zweifel den
gleichen Gout antreffen.“

„Konträr, im Gegenteil,“ verſetzte der junge Menſch, „ich ſeh
bei einem Mädle aufs Herz und nicht auf die Batzen. Liebreich
iſt über hübſch, und hübſch iſt über reich. Aber Exküſe, Frau
Amtmännin, mein Sinn ſteht darauf, daß, wenn ich einmal
heiraten tu', ſo muß es ein freies Mädle ſein. Ich will mein
Weib nicht aus der Dienſtbarkeit holen. Arm darf ſie wohl
ſein, aber keine ſolche, die ſchon auf der Adelsbank herum
gerutſcht und in vornehmen Häuſern herumgepudelt worden iſt.

Die Amtmännin fuhr aus dem Armſeſſel auf, und ihre Kon
tuſche von Perſe rauſchte wie eine Windsbraut durch das Zim
mer. „Er Fixgel, der Er iſt!“ ſchrie ſie, „meint Er denn, ich
werde meine Perlen vor ſolche Schweine werfen! Eine Zigeu
nerin wird Er noch kriegen oder des Seilers Tochter, wenn's
hoch kommt, wozu alle Ausſicht vorhanden iſt! Reiſ' Er ſich
auf der Stelle, und laß Er ſich's nicht beigehen, mir wieder
unter Augen zu treten.Ledtich hatte eben das Glas ergriffen, um zur Bekräfti

gung ſeiner Rede einen herzhaften Schluck zu tun als dieſer
unerwartete Sturm bei vermeintlich heiterem Himnniel aus
brach. Er ſetzte verblüfft das Glas auf den Tiſch, ergriff ſeinen
Korb und machte ſich rücklings gegen die Türe, wobei er den
eben eintretenden Amtmann empfindlich auf den Fuß trat.
Dieſer neue Fehltritt war nicht geeignet, ihm ſeine Faſſung
wieder gewinnen zu helfen; vielmehr gelangte er ſtreuchelnd
und taumelnd zur Tür ten eiten Blicken und
in ichen Segenswünſchen verm e inen den Marſch machen!“ ſagte er ver-

wundert zu ſich, als er auf der Straße war. Er trug langſam
ſeinen Korb nach Hauſe, ohne ſich t erklären zu können, wo
durch er die Frau ſo plötzlich gegen ſich aufgebracht habe.
Jeſto deutlicher ſtand ihm die doppelte Tatſache vor Augen. daß
er um eine nicht zu verachtende Gönnerſchaft ärmer und um
einen furchtbaren Feind reicher geworden ſei. Er verabredete
hinter dem Rücken ſeines Vaters mit ginem Knecht, daß dieſer
künftig ſtatt ſeiner das Fleiſch ins Amtshaus tragen ſolle;
aber trotz dieſer Auskunft machte ihm der Vorgang nicht e
zu ſchaffen. Verſchüttet Oel iſt nicht gut aufheben. ſagte er den
ganzen Tag bedenklich mit dem Svprichwort z ſich.

Was konnte er unter dem Gewichte dieſen Betrachtung Beſſe-
res vornehmen, als die Flaſche aufzuſuchen, in welcher der

Beilage
gend auch! Wenn man daſte nur einen wi T
öffentlichen et ig noqhen len inernichtung hieKzrte von Milliarden

r ausgegeben werden. Aber gerade erwei derWahnwitz des Krieges als ein untere 23
ſolch vernünftige Erkenntnis in kulturfördernde Tat en um
zuſetzen!

Von d igfachen Einon den mann ſchrän en, die uns dieſame Kriegsnot auferlegt, wird an rer
ſtoffen als eine der drückendſten empfunden. Die wieder
holten amtlichen Mahnungen an die Vevölkerung, mit Brenn
ſtoffen aller Art aufs äußerſte zu ſparen, laſſen eine Steige
arg kaum noch zu. Auf die unbemittelten Volkskreiſe dürf
ten ſie in den meiſten Fällen ſchon x keinen allzu großen
Eindruck machen, weil hier ſchon die Mittel loſigkeit an
und für ſich als ſchärfſter Sparzwang wirkt. Wer nur über
wenig oder gar keine Heizſtoffe verfügt, dem braucht man das
„Sparen“ wirklich nicht noch beſonders nahezulegen. Dieſe
fortgeſetzten Ermahnungen ſind daher wohl auch in erſter Linie
an Leute gerichtet, die über gen ügende oder gar reich
liche Mengen von Brennſtoffen verfügen und für die bisher
das Wort „ſparen“ein in jedem Betracht unbekannter
Begriff warl Daß bei ihnen Mahnungen zum Sparenvielleicht noch wirkſam unterſtützt durch andere Not
nahmen! ſehr notwendig ſein mögen, wird niemand be
szweifeln. Unſere Leſer brauchen wir um ſo weniger mit
allen dieſen Sparſamkeitsverordnungen zu behelligen, da ſie
zur Befolgung all der guten Ratſchläge ohnehin ganz von ſe
gezwungen ſfind! Gleichwohl ſei auch zu ihrem Nutz und

rommen aus den von der Ortskohlenſtelle unent-
geltlich zu beziehenden Merkblättern zur Erſpar-
nis von Brennſtoffen das mitgeteilt, was bei der
Ofenheizung zur Beachtung empfohlen wird:

„Die Feuerung der Oefen vor Jnbetriebnahme von Aſche
reinigen, gegebenenfalls, wenn ſchadhaft, Roſtplatten ausbeſſern.
Auf guten Schluß der Ofentüren und Abdichtungen der Fugenſtreng achten. Die Luftzuführung mittels der Roſette an her

Feuerungstür regulieren. Bei ſchwacher Heizung die Roſette
und die Aſchentür dicht ſchließen. Vei Koks- oder Stein-

täglich die Schlacke beſeitigen.
Aus dem Aſchenfall ſtets die Koksſtücke und brennbaren Rück
ſtände herausſuchen, ſammeln und wieder verwenden. Bei
Preßkohlenheizung beim Anheizen die glühende
Aſche nicht aus dem Ofen herausnehmen, ſondern etwas zurück
ſchieben. Nur die kalte Aſche abſtreichen und beſeitigen,
dann neue Preßkohlen ſchichtweiſe auflegen. Der Feuerung
fo lange Luft zuführen, bis die Kohle rotglühend wird, dann
die vordere Falztür fe ſt zuſchrauben, ſo e Luftzutritt ver
mieden wird. Achten, daß keine Aſche im Falz liegt. Jm
Küchenherd gegebenenfalls auch halbe Preßkohlen bei geringem
Bedarf verwenden (große Briketts teilenl!), da dann die ein-
zelne Preßkohle mehr ausgenutzt wird. Zur Erhöhung der
Wärmewirkung bei allen Oefen, die in Betrieb ſind, Mäntel
bzw. Verkleidungen vollſtändig abnehmen. Wenn dieſes nicht
angängig, zum mindeſten die vorderen Türen der Verkleidungen
ſtets in voller Weite öffnen. Leſen immer ſauber halten.
Unbedingt für jeden Tag, für jeden Ofen oder Herd die
Tagesration feſtſetzen. Bei Preßkohlen die Stücke
abzählen, bei Koks oder Steinkohle in einem Fülleimer den
täglichen Brennſtoff je nach zugewieſenen Mengen einteilen.“

Gegen die unhaltbaren Zuſtände beim Obſtverkaufe,
deren Beſeitigung wir wiederholt gefordert haben, ſcheint nun
endlich auch der Magiſtrat etwas unternehmen zu wollen.
Er ordnet in einer heute erlaſſenen Bekanntmachung folgen-
des an:

Die hieſigen Obſtgroß händler haben ihren Beſtand
an Aepfeln binnen 48 Stunden dem Stadt-Ernäh-
rungsamt, Zimmer 11, ſchriftlich anzuzeigen. Zweck dieſer
Aufforderung iſt eine Regelung des Verkaufs der
Aepfel, welche im Intereſſe der Händler und des Publikums
das läſtige Anſtellen an den Läden verhindern
ſoll. Die Abgabe von Aepfeln iſt mit dem Zeitpunkte der Ver
öffentlichung dieſer Bekanntmachung vorläufig einzuſtellen.
Zuwiderhandlungen, insbeſondere Unterlaſſung, Unrichtigkeit
oder Unvollſtändigkeit der Anzeige, ziehen die geſetzlichen Stra

fen nach ſich. Der Magiſtrat.Es bleibt nun abzuwarten, ob der Magiſtrat mit dieſer be
grüßenswerten Maßnahme, die freilich etwas reichlich ſpät

kommt! den beabſichtigten Zweck erreicht. Daß die Obfſt

Deutſche, der Jüngling wie der Greis, der gemeine Mann wie
der vornehme, ſchon ſo manche Verlegenheit erſäuft oder erſt
recht großgezogen hat! Sein Vater war ausgeritten, Ochſen
zu kaufen, und wurde erſt in ſpäter Nacht zurückerwartet; die
Stiefmutter aber ſtand nicht in ſo hohem Anſehen bei ihm, um
ihretwegen die Hausordnung einzuhalten. Er erlaubte ſich,
das Nachteſſen zu umgehen, und beſuchte dafür ein Bäckerhaus,
wo er gerne einzuſprechen pflegte.

Die Stube war halbdunkel, als er ſie betrat. Auf einem
Ofenbänkchen dämmerte der Bäcker, wie es ihm ſchien; die
Wärme des Ofens ließ ſich bei der vorgerückten Jahreszeit
recht behaglich empfinden. Hinter dem erhellten Fenſter, das
in die Küche ging, bewegte ſich eine Geſtalt, die er für die
Bäckerin hielt. „Duſelſt, Beck?“ ſagte er, dem Manne im
Vorübergehen einen freundſchaftlichen Rippenſtoß verſetzend;
„'n Schoppen Grillengift, Beckin!“ rief er dann, gegen die
Küche gewendet, und ſchlug ein paarmal mit der Fauſt z den
Tiſch. Dann ſetzte er ſich und ſtützte verdrießlich den Kopf auf
die Hand.

Ein Licht wurde gebracht und vor ihn geſtellt, ohne daß er
den Kopf erhob. Gleich darauf ſtellte dieſelbe Hand den be-
gehrten Wein im Schoppenglaſe vor ihn auf den Tiſch. Ohne
aufzuſehen, wurde er doch der Hand gewahr, die mit dem Glaſe
vor ſeinen Augen erſchien. Sie hatte, trotzdem daß ſie nichts
weniger als glatt und geſchont ausſah, etwas Jartes; die wohl-
gedrechſelten Fingerchen ſchlangen ſich allerliebſt um das Glas,
und an die Hand ſchloß ſich ein gzierlicher, runder, voller Arm.
Eben tvollte er verwundert fragen, wie die beleibte Bäckers
frau zu ſo anmutigen Gliedmaßen komme, als w.
feines Stimmchen das in den Wirtshäuſern übliche „Wohl be-
komm's“ dazu ſprach. Er tat die Hand von den Augen, ſah
hin, ließ den Arm auf den Tiſch fallen, hoh den Kopf und
ſtarrte mit freudigem Schrecken die Erſcheinung an. Es war
niemand anders als das hübſche Mädchen mit den gelben
Zöpfen, das ihm neulich bei ſeinem unglücklichen Werbungs-
verſuch begegnet war, und das er ſeitdem nicht aus dem Sinn
verloren hatte.

„Ei,“ ſagte er luſtig, „hent' hätt' ich eigentlich einen ſchwar-
zen Strich in den Kalender machen ſollen, jetzt mach' ich aber
einen roten dafür. Was iſt denn das, Beckin?“ rief er der
eintretenden Frau entgegen. „Habht Jhr Ench eine Kellnerin
aus dem himmliſchen Reich verſchrieben?“

„Das iſt keine Kellnerin,“ entgegnete ſie, „es iſt mein Dötle
(Patchen), das mir ein bißle im Haushalt und in der Wirt-
ſchaft aushilft.“

„Wie heißt denn du, Herzkäferle?“ fragte er.
„Chriſtine,“ antwortete das Mädchen mit ſchüchternem Lächeln

und trat einige Schritte von ihm weg, indem ſie zugleich jenen

Mitteln und Wegen ſuchen werden, ſie in dem
gewollten Sinne möglichſt unwirkſam zu

die r rge iegswirt gemacht hat. Solchen Abſichten kann nur durch eine
ſofortige Beſchlagnahme des Obſtes ein kräftiger
Riegel vorgeſchoben werdew!

Krieg wirtſchaftliche Organiſation!
Woher der Wagenmangel kommt!

Dem Hann. Cour. wird aus Einbedk geſchrieben: „Dem
Kreiſe Einbeck iſt der Monatsbedarf an er durch die Reichs
uckerſtelle von der Zuckerfabrik in Gröningen bei Halber-
adt (1) Dabei hat, wie der Reichszugeerſtelle

natürlich bekannt iſt, Einbeck eine große Zuckerfabrik, die aber
ihren Zucker in Dortmund und an anderen Orten weit weg
lagern muß und deren Lager hier am Orte zurzeit infolge des
Wagenmangels derart r v daß e Gefahr läuſt,
den Betrieb ſtillegen zu müſſen, l e den Zucker nicht mehr
lagern kann. Da heißt es von allen Seiten, zur beſſeren Ausnützung der Güterwagen müſſe jede überfluſſige Beförderung

vermieden werden. Und da muß ausgerechnet ein Kreis, in dem
eine ſozuſagen bis zum Halſe voll ſteckende Zuckerfabrik liegr,
von einer Zuckerbafrik bei Halberſtadt beliefert werden, und da
dieſer Zuckerfabrik keine Wagen en werden können, ſo hat
der Kreis Einbeck keinen Zucker (11). Jſt ſo etwas im vierten
Kriegsiahre noch möglich?“

Die Eiſenbahnverwaltung ſollte einmal über dieſe Art der
Beanſpruchung ihrer Wagen durch die Er-hebungen anſtellen. Vielleicht würde dann die ganze Stüch-
guterſperre überflüſſig werden. Im kleinen ſpart
man, im großen wird vergeudet! Das nennt man dann Or-
ganiſatior

Kriegerwitwen und Angeſtelltenverſicherung.
Die Witwe oder die Kinder von kaufmänniſchen Angeſtellten,

Werkmeiſtern, Technikern uſw., die dem Verſicherungsgeſetze
für Angeſtellte unterſtellt waren, haben beim Tode des Ver-
ſicherten Anſpruch auf die Hälfte der für den Verſicherten ein-
gezahlten Beiträge. War der Mann oder der Vater freiwilliges
Mitglied, ſteht den Hinterbliebenen ſogar ein Anſpruch auf drei
Viertel des eingezahlten Betrages zu. Dieſer Anſpruch erliſcht,
wenn er nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tode des Ver-
ſicherten geltend gemacht wird. Während des Krieges hat ſich
herausgeſtellt, daß in Fällen, wo Kriegsteilnehmer längere Zeit
vermißt waren, ebe die Angehörigen Gewißheit vom Tode er-
hielten, oder ehe ſie die Hoffnung aufgaben und an den Tod
gleubten, infolge der erwähnten Beſtimmung im Verſicherungs-
geſetz fur Angeſtellte ihr Anſpruch auf Rückerſtattung eines
Teiles der eingezahlten Beiträge verjährt war. Aus den
gleichen Urſachen trat übrigens häufig eine Schädigung auch
für die Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern ein, die An
ſprüche auf Witwengeld aus der Jnvalidenverſicherung zu ſtellen
berechtigt waren.

Infolgedeſſen hat der Bundesrat durch eine Verordnung
vom 11. Mai 1916 verfügt, daß bei Todesſällen von u
teilnehmern, die längere Zeit vermißt geweſen ſind, die be-
treffenden Beſtimmungen des Invaliden und Angeſtellten
verſicherungsgeſetzes nicht in Anwendung kommen können. Nun
mehr iſt eine neue Verordnung des Bundesrats erlaſſen wor
den, worin er beſtimmt, daß unter Aufhebung der Verordnungvom 11. Mai 1916 die Friſt für die Geltendmachung des Er
ſtattungsanſpruches von Angehörigen vermißter oder verſtorbe
ner Kriegsteilnehmer nach 398 des Verſicherungsgeſetzes für
Angeſtellte mit dem Schluſſe des Kalenderjahres
beginnt, in welchem der Krieg beendet iſt.

Dieſe Friſtbeſtimmung ſoll auch entſprechend für Verſicherte
gelten, die nicht zur bewaffneten Macht gehören, wenn ſie ſich
bei ihr aufgehalten haben oder ihr gefolgt ſind, oder wenn ſie
in die Gewalt des Feindes geraten find. Jn Ausnahmefällen
iſt auch noch eine weitere Friſtverlängerung vorgeſehen, ivenn
beſondere Hinderniſſe vorgelegen haben. Wird nachgewiefen,
daß ein Verſicherter, der als verſchollen galt, noch lebt, ſo
braucht die Reichsverſicherungsanſtalt zu Unrecht erſtattete
Beiträge nicht zurückfordern.

Dieſe neue Verordnung hat unter Aufhebung der Verordnung
vom 11. Mai 1916 rückwirkende Kraft vom 1. Auguſt 1914 ab.
Jſt auf Grund der früheren Beſtimmungen eine Veilkrags-
erſtattung wegen Verfalls des Anſpruchs rechtskräftig abge
lehnt worden, ſo iſt auf Grund der neuen Verordnung von
Amts wegen zu prüfen, ob die Beſtimmungen dieſer Verord-
nung für den Berechtigten günſtiger ſind, in dieſem Fall iſt
dem Berechtigten ein neuer Beſcheid zu erteilen.

hingebenden Blick auf ihn fallen ließ, der ihm ſchon einmal
durch die Seele gedrungen war.

„Biſt du von hier?“
„Ja wäger iſt ſie von hier,“ ſagte die Bäckerin, „ſie iſt jades Sirſchdauern Tochter.“

„Daß dich der Strahl!“ rief er. „Jch hätt' geglaubt, ich ſollt
Kind und Kegel im Flecken hier kennen. Ja, dort hinaus bin
ich freilich in Jahr und Tag nicht gekommen.

„Arme Leut' ſind unwert,“ verſetzte die Bäckerin, „denen
läuft niemand nach.“S Beckin, redet nicht ſo! Jhr wißt wohl, daß es mir
anders ums Herz i Aber,“ wandte er ſich zum Mädchen, „wo
teckſt denn du, du Zuckerſtengele, daß ich dich noch kein einzig sKa ins Aug' gefaßt hab'? Man ſollt' dich ja wahrhaftig für

eine Fremde halten.
„Sie iſt nie viel unter die Leut' kommen,“ antwortete ihre

Patin für ſie. „Sie iſt von Kind auf immer fo ein Dürfiele
eweſen.“W iſt heut' nicht das erſt Mal,“ ſagte Chriſtine leiſe und

reundlif „Ja, ite erwiderte er lebhaft, „neulich ſind wir einander

auch begegnet?“
„Das iſt wiederum nicht das erſt' Mal geweſen.
„Ja, das Mädle hat Euch noch einen Dank abzuſtatten von

t fur r Euer Herz nicht mehr dran denkt. Geh
erzähl's ihm, Chriſtinele.“Ich nicht!“ rief das Mädchen und zog, ſich kichernd hinter
den Ofen zurück. „Erzählet Jhr's, Dote!

„Muß ich das Maul für dich auftun, du Dichele?“ ſagte dieſe
„Nun alſo! Jch will anfangen, wie man ein Märlein an
fängt. Es iſt einmal ein klein's Mädle geweſen, hat Bäckleiv
gehabt wie Milch und Blut, das Spruchbuch hat's unterm Arn
getragen, und ein großer Apfel, ſo rotbackig wie es ſelber, der
hat ihm aus dem Schürzentäſchle herausgeguckt. So ein Apfe)
unter der Schulzeit Jhr werdet's wohl noch wiſſen da
iſt für ein Schulkind ſo viel oder noch mehr als für einer
jungen Burſchen ein Schoppen Wein im Beckenhans. Komm
ſo ein barfüßiger Flegel daher, ein paar Jahr' älter als da
Kind, und ſagt: „Gleich gibſt mir dein Apfel, oder ich ſchla
dir ein paar Zähn' in Hals!“ Mein Chriſtinele ſchreit un

wie's die Buben austeilen, ſondern 77 die Wwymr von einen
Mann kriegen, wenn ein Markſtein geſetzt wird.

(Fortſetzung folgt.
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Ohnehoſen.
Wir leſen in der Wiener Arbeiterzeitung: Es war im Jahr-

zehnt der großen franzöſiſchen Revolution, als „man“ zuerſt
verächtlich von den Leuten ohne Hoſen, den Bettlern, ſprach,
dieſe aber den Vorwurf bald zur Ehrenbezeichnung nahmen und
ſich im Gegenſatz zu den privilegierten Nichtstuern die „Ohne
hoſen“ nannten. Daran wird man jetzt erinnert. Wer von
ſeiner Arbeit und nicht von der Ausbeutung anderer lebt,
vermag die hohen Preiſe eines neuen Kleidungsſtückes nicht auf
zubringen; er wendet das Werktagsgewand, nimmt, ſobald
dieſes verſchliſſen iſt, den Sonntagsanzug her. Bald wird auch
der hin ſein und manch einer, der ſonſt gewohnt war, ſeinen
Anzug veinlich ſauber und nicht zerſchliſſen zu tragen, wird ſich
vergebens wehren, daß die Hoſen ausgefranſt werden und ſich
am Rock Flecken feſtſetzen, die nicht mehr wegzubringen ſind.
Alle Bezugsſcheine werden ihm wenig nützen, da er die Koſten
eines neuen Gewandes, und ſei es ſelbſt eines Volkskleides,
nicht wird erſchwingen können. Wenn dann einer im neuen
Modeanzug in die Tramwahy einſteigen wird, wird man ſich
wohl von ihm wegſchieben, denn er iſt offenbar ein Kriegs-
gewinner oder hat auf eine andere unredliche Art Geld gemacht.
Und „Ohnehoſen“ wird wieder ein Ehrentitel werden und jene
bezeichnen, die die Träger der größen Revolution für den So-
zialismus ſein werden. Ohnehofſen, das iſt Revolutionsahnen.
Wir wollen es für die Verwirklichung nehmen.

Die Städtiſche Kriegshinterbliebenen-Fürſorge Kl. Stein-
ſtraße SII nimmt an Werktagen von 10 bis 1 Uhr von
Kriegshinterbliebenen Anträge auf Zuſatzrente, Kriegseltern-
geld. Gnadengebührniſf Berufsausbildungskoſten, Kapital-
hfindung anläßlich der Wiederverheiratung, ferner auf Zu-

ndungen an Stiefeltern, Schwiegereltern, Pflegeeltern,Fooptirelt rn, Geſchwiſter, Stiefgeſchwiſter, Stief-, Pflege- und
Adoptivkinder, ſchuldlos geſchiedene Ehefrauen in Zimmer 2930
entgegen. Die Beratungs- und Fürſorge abteilung be-
findet ſich Zimmer 28, woſekbſt auch Unterſtützungsanträge
der Hinte enen angebracht werden können.

Anträge auf geſetzliche Verſorgung (Kriegswitwen-
ſind nur bei der Polizei-

verwaltung, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 66, zu ſtellen.
Die Anſteckungegefahr bei Ruhrerkrankungen wird beſon-

ders durch die Ausſcheidungen Ruhrkranker erheblich ge-
fördert. Die Polizeiverwaltung weiſt darauf hin, daß
in letzter Zeit wiederholt Straßen und Plätze durch Menſchen-
kot verunreinigt worden find. Es iſt feſtgeſtellt worden, daß in
einem Falle die Aus ſcheidung von einem Leicht-
ruhrkranken herrührte. Da aus den Entleerungen Ruhr-
und Typhuskranker Anſteckungsſtoffe durch Fliegen übertragen
werden können, warnt die Pöolizeiverwaltung im öffentlichen
Jntereſſe ernſtlich vor derartigen Verunreinigungen der
Straßen und Plätze. Uebertretungen ſollen gemäß S 6 und 73
der Straßen-Polizeiordnung vom 14. September 1910 nnnach-
ſichtlich geahndet werde

Einſchränkung des Gepäctrerkehrs. Wie die Eiſenbahn-
verwaltung ſchreibt, hat der Gepäckverkehr zurzeit einen

ß er vielfach zu ernſtlichen betrieb-
lichen Schwierigkeiten geführt hat. Jnsbeſondere iſt das Ge-

en Stücke häufig ſo groß. daß es von den zur-
zur Verfügung ſtehenden Hilfskräften,

Kräften, nicht bewältigt werden kann.
Um eine Einſchränkung dieſes Verkehrs herbeizuführen, wird
daher mit Gültigkeit ab 15. November d J. das Gewicht für

Kilogramm be-das einzel Gepäckſtück auf 50
unterliegen nicht:
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5 14namentlich den weiblicher

u C Cſchräntkt. er Gewichtsbeſchränkung
Fahr- und Rollſtühle, die Kranke oder Gelähmte mit ſich führen,
HKuriergepäck, Gepack der Offiziere, Muſterkoffer der Geſchäfts-
reiſenden, ſoweit die Muſterkoffer in Perſonenzügen befördert
werden ſollen, und der Reiſende eine Beſcheinigung der Han-
delskammer über die Not wendigkeit der Mitführung als Gepäck
vorweiſt. Muſikinſtrumente in Käſten, Futteralen oder anderen
Umſchließungen, ſofern ſie unzweifelhaft zum perſönlichen Ge-
brauche des Aufgebers dienen, Geräte von Artiſten und Schau-
ſtellern.

Perſönlicher Ausweis bei Eiſenbahnfahrten. Nach der neue-
ſten Verfüqung des Stellv. Generalkommandos des 4. Armee-
korps muß künftig jeder Reiſende bei Benutzung der Eiſenbahn
einen perſönlichen Ausweis bei ſich führen.

Jn den Vorträgen des Bundes für Volkskraft ſpricht am
November 1917, abends 88 Uhr, Prof.onnerstag, dem 15.

r. Menzer über: Der Krieg und die Philoſophie.
Der Vortragende wird, wie uns der Bund mitteilt, die Ver-
ſuche, den Krieg im Leben der Völker zu „rechtfertigen“, prüfen
und insbeſondere die Frage nach einer „ſittlichen Bewertung“
erörtern.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, geht Schillers Maria
Stuart in Szene; Donnerstag Die Förſter-Chriſtl. Am Frei-
tag gelangt unter der Spielleitung von Adalbert Kriwat das
Luſtſpiel Perleberg von Karl Sternheim zur Erſtaufführung.
Sonnabend nachmittag wird als Schülervorſtellung bei kleinen
Preiſen das Schauſpiel Luther auf der Wartburg gegeben. Für

r.abends 7*4 Uhr iſt Richard Wagners Tannhäuſer angeſetzt.
Der Sonntag- Spielplan bringt nachmittags 314 Uhr als
Volksvorſtellung das Schauſpiel Es lebe das Leben
von Sudermann, abends Erſtaufführung der Oper Die ver-
kaufte Braut von Smetana.

Walhallatheater. Auf die heutige Vorſtellung der Operette
Die Kaiſerin von Leo Fall ſei nochmals hingewieſen Die
Vorſtellu.g beginnt pünktlich 348 Uhr.

n h hre engere Fang
e e

Scheune ſowie zwei Wagenremiſen. Sie erbeuteten zwei
Treibeiemen und zwei Schoßleder. Die Täter
ſind unerkannt entkommen.
Gröbers. Geſtohlen wurden der Witwe Bergmann aus
ihrer Wohnung ein. Sparkaſſenbych und mehrere hundert Mark
bares Geld. ie ſofort eingeleitete Unterſuchung war bis jetzt
ergebnislos.

Bennewitz. Ein wertvoller Treibriemen wurde
dem Gutsbeſitzer Bernh. Troitſch von ſeiner Dreſchvorrichtung
weg geſtohlen. Vom Täter hat man bis jetzt keine Spur.
Lehmdorf. Diebſtähle der Zeit. Jm Kuhſtalle des
Gutsbeſitzers Zorn wurde in der Nacht zum Sonntag ein halb-
jähriger Bulle geſchlachtet, abgezogen, entweidet
und geſtohlen.

Die Zeitungsſchröpfung!
Papierpreisſteigerung um das Dreifache! Preisſteigerung

der Druckmateriglien um das Fünffache!
Welch ungebeuerlichen Schröpfungen die Zeitungen unter

liegen, iſt ſchon oft betont worden. Aus einer Zuſammen-
ſtellung des Parteivorſtandsmitgliedes Braun, der die
Preſſeunterſtützungen der alten Partei zu regeln hat und daher
genauen Einblick in die Steigerungen der Zeitungskoſten ge-
wann, geht folgendes hervor:

Die Zeitungen zahlten vor Kriegsausbrüch für 100 Kilo
gramm Rollenpapier 21,40 Mk. Jch lege hier den Durch-
ſchnittspreis zugrunde, der von den auf alle Teile des Reiches

erteilten ſozialdemokratiſchen Zeitungen gezahlt wurde und
der ſich mit dem von der bürgerlichen Preſſe gezahlten Preiſe
deckt. Dieſer- Preis blieb bis zum 1. Juli 1915 im allgemeinen
beſtehen, da die Zeitungen ſich zumeiſt durch langfriſtige Liefer
verträge geſichert hatten. Ungegchtet ſolcher Verträge forderten
die Papierfabriken von dieſem Zeitpunkt ab eine Erhöhung des
Preiſes um 10 Prozent. Durch Vermittlung der Reichsregie-
rung gelang es, die Erhöhung auf fünf Prozent herabzudrücken
mit Geltungsdauer bis zum 1. April 1916, ſo daß nunmehr von
unſeren Zeitungen im Durchſchnitt 22,40 Mk., alſo etwa eine
Mark mehr, gezahlt werden mußte. Kurz vor Ablauf dieſes
Zeitraumes forderten die Papierfabriken ab 1. April 1916 ei e
Erhöhung um 20 bis 40 Prozent, die ſie auch durchſetzten, dir
die Zeitungen ſich nicht der Gefahr ausſetzen konnten, ohne
Papier zu bleiben. Unſere Zeitungen hatten nunmehr im
Durchſchnitt 28,86 Mk. für 100 Kilogramm zu zahlen.

Indes ſchon nach einem Viertelfahr zogen die Papierfabri-
kanten erneut die Schraube an und forderten ab 1. Juli 1913
eine Erhöhung der bis dahin gezahlten Preiſe um 8 Mk. für
100 Kilogramm, die die Händler zumeiſt auf 10 Mk. abrunde-
ten. Nunmehr griff die Regierung endlich ein. Es wurde eine
Reichsſtelle für Druckpapier gebildet, der die Preisfeſtſetzung
übetragen wurde. Obwohl der Reichskanzler auf eine Ein
gabe des ſozialdemokratiſchen Parteivorſtandes unter dem
4. Auguſt 1916 geantwortet hatte, durch die von der Reichsregie-
rung getroffenen Maßnahmen werde es ſich ermöglichen laſſen,
der Tagespreſſe das erforderliche Papier annähernd auf der
bisherigen Preisgrundlage ſicherzuſtellen, gab die neue Reichs
ſtelle dem Druck der Papierfabrikanten nach und ſetzte den
Preis ab 1. Juli 1916 der Forderung der Fabrikanten ent-
ſprechend auf 15 Mk. über den Preis vom 30. Juni 1915 feſt.
Gleichzeitig hob ſie mit einem Federſtrich alle noch zu Recht be
ſtehenden Lieferverträge auf. Für unſere Zeitungen ergab ſich
aus dieſer Regelung im Reichsdurchſchnitt ein Papierpreis von
38,36 Mk. für 100 Kilogramm, ſonach eine Erhöhung des Frie-
denspreiſes um zirka 80 Prozent. Von dieſer Erhöhung nahm
die Regierung 4 Mk. pro 100 Kilogramm zum Zeitungsdruck
verwendeten Papieres auf die Reichskaſſe. Ein Verfahren, das
nicht ganz unbedenklich iſt, da es darauf hinausläuft, den an
der Papiererzengqung intereſſierten Kapitaliſtengruppen hohe
Gewinne auf Koſten der Allgemeinheit zu ſichern.

Da der Ausgangspunkt der Preistreibereien auf dem Papier-
markt bei den Holzlieferanten, den ſtaatlichen und privaten
Forſtverwaltungen und den zum erheblichen Teil für die
Kriegsinduſtrie mit rieſigen Gewinnen arbeitenden Zellſtoff-
Fabriken lag, gründete die Regierung eine Reichsſtelle für
Papierholz, der die Aufgabe zugewieſen wurde, während der
Dauer des Krieges die Tagespreſſe mit dem erforderlichen
Druckpapier zu einem angemeſſenen Preiſe zu verſorgen. Das
ſollte dadurch erreicht werden, daß die Reichsſtelle die Lieferung
von Papierholz an die Zellſtoff-Fabriken zu einem vom Reichs-
kanzler auf ihren Vorſchlag feſtzuſetzenden Preiſe ſicherſtellte.
Damit war der Schwerpunkt der Preisgeſtaltung auf dem
Zeitungspapiermarkt in dieſe Reichsſtelle verlegt.

Der ab 1. Juli 1916 feſtgelegte Papierpreis blieb nunmehr
bis zum 1. Juni 1917 unverändert. Da ſetzten die Zellſtoff-
und Pavierfabriken eine erneute Erhöhung von 8,25 Mk. für
100 Kilogramm durch, ſo daß ſie nunmehr etwa 46 bis 47 Mk.
pro 100 Kilogramm, das iſt mehr als das Doppelte des Frie-
denspreiſes, erhielten. Jndes banden ſie ſich auf dieſen Preis
nur für fünf Monate.

Kurz vor Ablauf dieſer Friſt ſind ſie denn auch mit einer
neuen Forderung hervorgetreten, die alle bisherigen in den
Schatten ſtellt. Sie forderten eine Preiserhöhung von 12 bis
16 Mk. für 100 Kilogramm und haben auch 11 Mk. durchgeſetzt,
ſo daß ſie nunmehr etwa 57 bis 58 Mk. für 100 Kilogramm
Zeitungspapier erhalten werden. Damit näbhert ſich der Preis
dem Dreifachen des Friedenspreiſes.

Dieſe unerhörten Preistreibereien waren möglich. trotz des
Eingreifens der Regierung und der Tätigkeit der Reichsſtellen.
Die letzteren ſcheinen ſich mehr und mehr darauf zu beſchrän-
ken, den von den Fabrikanten gzeforderten Preiſen nach gering-
fügigen Abſtrichen die behördliche Sanktion zu erteilen. Ebenſo

vor d nden Maßnahmen r ß Aſnng ezurück und trägt der kapitaliſtiſchen Gewinnſucht weit
gehendſten Maße Rechnung.

Die Zeitungen werden ſich daher ab 1. November d. J. wieder
auf eine erhebliche Mehrausgabe für Papier einrichten müſſen,
die ſie um ſo ſchwerer trifft, als auch alle anderen zur Zeitungs-
herſtellung erforderlichen Materialien und Betriebsſtoffe, wie
Farbe, Fette, Metalle uſw. bis zu 500 Prozent im Preiſe ge-
ſtiegen ſind und noch andauernd ſteigen. Auch werden ſie durch
die Ausgaben für Teuerungszulagen, die infolge der furcht
baren Teuerung unerläßlich ſind, wie durch die Unterſtützungen
der Familien ihrer zum Heeresdienſt einberufenen
ſtark belaſtet. So haben die ſozialdemokratiſchen Zeitungs-
unternehmungen allein an ſolchen Nnterſtützungen während der
Dauer des Krieges weit über eine Million Mark aufgewendet.

Unter dieſen Verhältniſſen leidet die ſozialdemokratiſche
Preſſe naturgemäß am ſtärkſten; die bürgerliche Preſſe zieht
zum Teil hohe Einnahmen aus den Jnſeraten der Rüſtungs-
induſtrie, und einzelne beſonders kriegstreiberiſche Blätter wer
den von der hohe Kriegsgewinne einheimſenden Schwerinduſtrie
durch direkte oder indirekte Zuwendungen unterſtützt.

Die ſozialdemokratiſche Preſſe iſt dagegen vorwiegend auf die
Einnahmen aus den Abonnementsbeträgen angewieſen, die
bisher nicht entfernt in dem der Steigerung der Papierpreiſe
und der ſonſtigen Herſtellungskoſten entſprechendem Maße ge-
ſteigert worden ſind.

Will die ſozialdemokratiſche Preſſe weiter beſtehen und wie
bisher die Intereſſen der minderbemittelten Volkskreiſe wirk
ſam verfechten, ihren Kampf für Frieden, Freiheit und Brot
mit unverminderter Kraft und Ausdauer fortſetzen, dann muß
ſie ihren Leſern eine weſentliche Erhöhung der Abonnements
gelder auferlegen, weil anders ſie die durch die Preistreibe-
reien der Lieferanten von Papier und ſonſtigen Materialien
erzwungenen erhöhten Ausgaben nicht decken und ihren Fort
beſtand ſichern kann. Dieſer Erkenntnis können und werden
die Leſer ſich nicht verſchließen.

Von der Regierung muß aber verlangt werden, daß ſie der
Gewinnſucht der an der Papiererzeugung intereſſierten Kapita
liſtengruppen wirkſam entgegentritt und den unerhörten Preis-
treibereien dieſer Kreiſe ein Ziel ſetzt.

Frauen an der Wahlurne.
Jm Kanton Neuenburg ſind in den erſten Oktober-

wochen die Frauen zweimal auf Grund der neuen Verord-
nungen des Großen Schweizerg Rates zur Wahl geſchritten,Stadt Neuenburg und zur Wahlund zwar zur Pfarrwahl der S
der gewerblichen Schiedsrichter.

Von der letzteren Wahl wird in der ſchweizeriſchen Preſſe
erzählt, daß ſie dank der erſtmaligen Beteiligung der Frauen
ein ungemeines Jntereſſe hervorrief und die allgemeine Be-
teiligung daher eine weit regere war als bisher. Bei der Gruppe
der Arbeitgeber, die im Jahre 1913 nur 12 Stimmen zählte,
wählten diesmal 139, darunter 122 Frauen und 17 Männer.
Bei den Arbeitern wurden 105 Männer und 98 Frauen gezählt.
Sehr anſchaulich wird vom Wahlvorgang, an dem eine 77jährige
Frau als erſte zur Stimmabgabe antrat, erzählt:

„Hausfrauen rückten mit Körben an oder trugen das Ge-
müſe für den Suppentopf unterm Arm. Familien er
ſchienen: Vater, Mutter, Sohn; Mann, Frau und Kindermäd-
chen. Kinder warteten im Veſtibül oder ſtahlen ſich unbemerkt
in den Wahlraum, wo ſie ihre Väter und Mütter in einer
Kabine verſchwinden und auf der anderen Seite wieder auf
tauchen ſahen. Da geſchah es nicht, daß etwa ein Mann ſeine
Frau geſucht hätte, wie die vorausgeſagt hatten, die der Mei-
nung ſind, das Frauenſtimmrecht müſſe allgemach Unordnung
in den Haushalt bringen. Da ward kein Kind zu Hauſe ge
laſſen, verängſtigt, hungernd und zerlumpt, während die un-
natürliche Mutter den Haushalt vernachläſſigt und zur Urne
läuft. Nein, die Familie erſchien vollzählig, in beſtem Ein
vernehmen, um ſo vereint ihrer Wahlpflicht zu genügen. Frauen
aller Stände, jedes Alters, ſtiegen treppauf, treppab. Dies
alles geſchah nicht ohne Aufregung, nicht ohne Hergklopfen, weil
viele Frauen im deutlichen Bewußtſein ihrer Unerfahrenheit
den Wahlraum betraten. Man hatte ihnen ſooft eingeprägt,
eine Frau, die abſtimmt, ſei keine Frau mehr, ſo de es ſchien,
als machten ſie ſich auf etwas ganz Außergewöhnliches gefaßt.
Am meiſten aber verblüffte die Tatſache, daß das Einwerfen
des Stimmzettels in die Urne eine ſo einfache Handlung war,
ja gerade ſo ein mütterliches und weibliches Geſchäft, wie das
Einwerfen von Briefen in einen Briefkaſten.“

Aus Magdeburg.
Der neue Oberpräſident von der Schulenburg gibt im neue-

ſten Regierungs Amtsblatt ſeine Ernennung zum Oberpräſi-
denten der Provinz Sachſen bekannt und teilt mit, daß er ſein
neues Amt am 1. November angetreten habe.

50 Gramm Butter. Marke Nr. 8 für November tritt am
Freitag, dem 16. d. M., in Kraft, ſie berechtigt zum Empfang
von 50 Gramm Butter.

Mit einer Erhöhung des Grudekokspreiſes hatte ſich eine
Sitzung der Ort skohlenſtelle unter Vorſitz des Stadt-
rats Landsberg zu befaſſen. Die Riebeckſchen Mon-
tanwerke in Halle haben den Lieferpreis um 40 Mk. für
den Doppelwagen oder 20 Pf. für den Zentner erhöht. Es
ſollte gevrüft werden, ob auch die Kleinhandelspreiſe eine ent-
ſprechende Erhöhung erfahren müßten. Es entſpann ſich eine
ſcharfe Auseinanderſetzung zwiſchen den Vertretern der Händ-
ler und Verbraucher Schließlich wurde der Preis auf 2.,35 Mk.
für den Zentner ab Lagerplatz des Händlers feſtgeſetzt.
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Biner-Iedergefet und Ufer

in wunderbar ſchönen Farben und noch guten Stoffen
in Hunderten am Lager.

Hauptpreis-arg 48 65 78 u. 100 Mark.
In grünen, grauen, braunen, ſchwarzen, blauen und
ſonſtigen Modefarben, in glatten, Glockenformen, mit oder

ohne Quetſchfalten oder ſonſtigen Modefaſſons.
Ferner ein Poſten ſchwere, ſtark gefütterte

Wintermäntel,
mit und ohne Pelerinen, beſter Schutz gegen Kälte,

paffend für Reiſe und NachtdienſtU zu wohlfeilen Preiſen. S t
Verkauf nur gegen Bezugſchein.

I Srnst Kenner,
nur 14 Marktplatz 14.

Sonntags bis auf weiteres vollſtändig geſchloſſen.
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grosse Auswahl,v hniüztE o 28 S, niedrige Preise.
Clara Leissner, Lindenstrasse 53.

alle Farben, t
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Fmtliche Bekanntmachungen.

Verkauf von Raps-Svinat.
Soweit der Vorrat reicht, wird am Donnerstag den 15. No-

vember 1917, vormittags von 8 12 Uhr und nachmittags von
2—6 Uhr, in der Talamtſchule Raps-Spinat, zum Preiſe von
21 Pfennig für das Pfund, abgegeben. Der Lebensmittelſchein iſt
vorzulegen. Abgezähltes Geld (vor allem Kupfer) iſt unbedingt
bereitzuhalten.

Halle, den 14. November 1917.
Verfüttern von Zuckerrüben.

Nach S 2 Abſ. 1 der Verordnung über den Verkehr mit Zucker
vom 17. Oktober 1917 (Reichs-Geſetzbl. S. 914) dürfen Zuckerrüben
nicht verfüttert werden. Zuwiderhandlungen werden nach 8 32,
Abſ. 1, Ziffer 1, der gleichen Verordnung mit Gefängnis bis zu
einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mark beſtraft.

Ein Verfüttern von Zuckerrüben darf nur für die eigene Wirt
ſchaft des Anbauers und auch hier lediglich nur dann erlaubt
werden, wenn der Transport der Zuckerrüben nach einer rüben-
verarbeitenden Fabrik nach Lage der Verhältniſſe auf keine Weiſe
möglich iſt oder völlig un wirtſchaftlich erſcheint und demgemäß die
Verderbsgefahr für die Zuckerrüben nur durch Verfütterung ab-
gewendet werden kann. Die Erlaubnis muß für den Stadtkreis
Halle beim Magiſtrat ſchriftlich nachgeſucht werden. Die Menge
der zur Verfütterung freigegebenen Zuckerrüben wird im Erlaub-
nisſchein bezeichnet.

Mangel an Futter, Transportſchwierigkeiten und Ausdehnung
der Rübenanbaufläche im Vergleich zum Vorjahre begründen unter
keinen Umſtänden die Zuſaſſung der Verfütterung von Zuckerrüben.
Die Anordnung der Landeszentralbehörden vom 28. September
1916 über das Verfüttern von Zuckerrüben hat in dieſem Jahre
keine Geltung mehr.

Der Magiſtrat.

Halle, den 14. November 1917. Der Magiſtrat.

e Mosenberg
haus Spezial-Etagengeschäft.

Gr. Ulrichstr. 6/8. Halle, Gr. Ulrichstr. 6/8.

t o00 0Meine große P 1 sämtlicherAuswahl in S ar Fellarten
*13869 empfehle ich noch zu soliden Preisen.

J Besondere Nenheit: Capes.
Besichtigung ohne Kaufzwang gern gestattet.

in grosserModen- Zeitungen
Volksbucohhandliung Halle a. Saale, Harz 42/44.

Jn Ergänzung unſerer Bekanntmachungen vom 17. September
und 8. November 1917 werden die Fiſchhändler hiermit aufgefordert,
die noch in ihrem Beſitz befindlichen Abſchnitte 98 und 101 des
Warenbezugsſcheines 10 binnen 3 Tagen im Stadt-Ernährungsamt
Zimmer 11, einzuſenden.

Zuwiderhandlungen werden gemäß der vorgenannten Verord-
nungen beſtraft.

Hälle, den 14. November 1917. Der Magiſtrat.
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